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Ar. 64. 
Amtliches. 


Berlin, 25 Januar. Der Kaiſer bat den Beigeordneten Rent 
ner Goran — Kößler zum Bürgermeiſter und den OGecze mera 
Ackerer Michael Barft zum Beigeordneten der Gemeinde r 
Bez. Unter⸗Elſaß, ſowie den Gemeinderath Ackerer Franz Barkıo 5 
Beigeordneten der Gemeinde Pange im Bez. Lothringen 2 örſche 

Der König hat dem General⸗Major 4. D. ven! e 
bisher Kommandant von Graudenz, den R. DD. 2 Kl. mi Steife 
laub; dem Juſtis Rath, Rechtsanwalt und Notar Pitzſchly 10 2 
den Adl.⸗O. 3. Kl. mit der Schleife; dem Dberförfier a. D. Laage 

u Eismar im Kreiſe ragen} dem Pfarrer Kiesgen zu Hatzenport 
En Kreiſe Mayen und dem königlichen Schauſpieler Theodor Doer ing 
u Berlin den R. Adl O. 4. Kl.; dem Arzt Wagner zu Probſihayn 
— Kreiſe Goldberg⸗Hainau den K. Kr.⸗Ord. 4. Kl., dem Militär⸗ 
Ober- Pfarrer und Koni.-Ratb a. D. Reigenftein zu Breslau das 
Kreuz der Ritter des K. Haus⸗Ord. von Hohenzollern verliehen. 


Die Reſte der Reichstagsſeſſion. 
BAC. Berlin, 26. J muar. 

Der Reichstag wickelt mit unermüdlichem Eifer feine Geſchäfte 
ab und es läßt ſich jetzt überſehen, was noch zur Erledigung kommen 
und was unerledigt bleiben wird. Von den Regierungsvorlagen 
bleiben drei unberathen, weil eine Verſtändigung zwiſchen der Mehr⸗ 
beit des Reichstages und der Regierung nicht zu finden war. Der 
Geſetzentwurf über die Befreiung jedes Reichseinkommens 
von der Staats⸗ und Gemeinde⸗Einkommenſteuer 
bat in der erſten Berathung fo viele Bedenken wach gerufen, daß eine 
Verſtändigung innerhalb eines einzigen kurz gefaßten Paragraphen 
nicht vorauszuſetzen war. Dieſelbe Frage wird beim Bankg eſetze 
wier erkehren, in welchem die Regierung bekanntlich die Befreiung der 
geſammten Thätigkeit der Reichsbank von der Staats- und Gemeinde 
Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer vorgeſchlagen, die Kommiſſion aber 
die Befreiung von den Kommunalſteuern abzelehnt hat. Digfer 
Gegenſtand läßt ſich auch nicht ohne Verletzung grundlegender Be⸗ 
ſteuerungsprinzipien durch einen einzigen Akt erledigen; vielmehr gehört 
er zu den ſchwierigſten Aufgaben, welche ein wohl durchdachtes, allen 
Berhältniſſen Rechnung tragendes Gemeindeſteuergeſetz vorſichtig löſen 
muß. Die beiden andern nicht zur zweiten Leſung gelangten Geſetz⸗ 
entwürfe, betreffend die Ber waltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Reichs und betreffend die Einrichtung und die 
Befugniſſe des Reichs⸗ Rechnungshofes gehören ibrer Natur 
nach zuſammen. Die mit ihrer Vorberathung beauftragte Kommiſſion 
bat ſchon vor Monaten ihre ſchwierigen Arbeiten abseſchloſſen; die 
Regierung hat jedoch ihre Erklärung verzögert und zuletzt die Annahme 
der Geſetze in der Faſſung der Kommiſſion nicht in Ausſicht geſtellt. 
Da dieſe letzte Erklärung erſt in den jüngſten Tagen erfolgt iſt, fo 
konnte der Reichstag mit Rückſicht auf die knappzugemeſſene Zeit 
nicht mehr in die Verhandlungen eintreten, welche zwar an ſich 
nützlich geweſen wären, jedoch kein unmittelbares Reſultat herbei 
geführt hätten. Unzweifelhaft haben, wenn von einzelnen ſtreiti⸗ 
gen Punkten nicht erheblicher Art abgeſehen wird, die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion die große Mehrheit des Reichstags für ſich; aber 
auch ſo werden dieſe Beſchlüſſe von Wichtigkeit bleiben, weil ſchwer⸗ 
lich der Reichstag auf anderer Grundlage das Geſetz zu geben 
geneigt ſein wird; auch in zukünftigen Seſſionen wird die Regie⸗ 
rung ſich entſchließen müſſen, auf der ihr dargebotenen Grundlage 
die Vereinbarung des Geſetzes zu verſuchen, da, nachdem dieſe Ma⸗ 
terte ausgebreitet ift, in Zukunft eine Verſchleppung der Ver handlun⸗ 
gen nicht mehr denkbar if, ſondern jeder künflige Reichstag auf die 
an ihn gelangenden Geſetzesvorlagen mit den Beſchlüſſen der Kom⸗ 
miſſion fofort zu antworten bereit fein wird. Daſſelbe gilt auch von 
dem nächſten preußiſchen Landtag. Die preußiſche Regierung hat einen 
entſprechenden Geſetzentwurf über die Verwaltung der Einnahmen 
und Aus, aben des Staates vorbereitet; auch hier werden im Weſent⸗ 
lichen die in der Kommiſſion des Reichstages gewonnenen Grundzüge 
als Leitfaden für die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes dienen und 
nur ſolche Abänderungen erhalten, welche die abweichende Natur der 
preußiſchen Finanzverbältniſſe vorſchreibt. Es bleibt deshalb ein dau⸗ 
ernder Gewinn, daß endlich dieſer überaus ſchwierige Gegenſtand 
zum erſten Male von parlamentariſcher Seite einen gewiſſen Abſchluß 
gefunden hat. 

Alle übrigen Geſetze find des Abſchluſſes ſicher. Bei dem Geſetze 
über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden, wel 
ches an die Ke mmiſſion zurückverwieſen worden war, hat die Kommiſ⸗ 
Kon ſich mit den Regierungen Über den ſtreitig gebliebenen Satz der 
Entſchüdigung für die Naturalverpflegung der Mannſchaften geeinigt 
(derselbe fol im Minimum 80 Pfennige, im Maximum 1 Mark pro 
Tag betragen und dazwiſchen je nach den Getreidepreiſen ſich abftufen) 
und es iſt anzunehmen, daß auch der Reichstag dieſer Vereinbarung 
beitreten wird. Dieſes wichtige Geſetz wird alſo zu den Gewinnen der 
Seſſion gezählt werden können. 

Auch erhebliche Anträge von Mitgliedern werden noch zur 
Berathung kommen, obſchon einige Anträge unter der Ungunſt leiden, 
daß ſie in der geſchäftlichen Behandlung mit den Petitionen konkurriren 
müſſen, und der Reichstag vor feinem Auseinandergehen beſtrebt iſt, 
noch eine Anzahl von Petitionen zu erledigen. Der Antrog Hoffmann we⸗ 
gen Abänderung des Artikel 31 der Reichsverfaſſung hatte von 
Haufe aus, mit Rückſicht auf die dem Reichstag noch zugemeſſene Zeit 
und die Abneigung der Mehrheit des Reichstags, eine politiſche De⸗ 
datte von weittragender Bedeutung zu eröffnen, keine Ausſicht zum 
Abſchluſſe zu gelangen; über die erſte Leſung hinaus wäre er nicht ge 
kommen, auch wenn den wiederholten Anträgen auf ſeine Verhandlung 
Statt gegeben worden wäre. Mit Rückſicht hierauf erſcheint es natür · 
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lich, daß ſelbſt zahlreiche Abgeordnete, welche beſtrebt ſind, dieſe Ange⸗ 
legenheit zu regeln, ſich abgeneigt gezeigt haben, in den letzten Tagen 
der Seſſion eine lediglich poliliſche Diskuſſion zu eröffnen, welche ſicher 
ergebnißlos verlaufen wäre. 

Wie immer gegen das Ende der Seſſion werden an die Arbeits⸗ 
kräfte aller Mitglieder ſehr hohe Anſprüche geſtellt, und es zeigt ſich, 
daß nur die allerwichtigſten Gegenſtände noch eine entſprechende Auf⸗ 
merkſamkeit zu erregen im Stande find; allein das Bankgeſetz wird 
in dieſen letzten Tagen noch lebdafte und ſpannende Verhandlungen 
herbeizuführen vermögen. A 


Zu den Provinzialſynoden. 


Wie ſich die kirchlich⸗liberale Partet in Berlin zu der Provinzial⸗ 
Synode ſtellt, geht aus folgendem Artikel der „Proteſt. Kirchenzeitung“ 
hervor. Das genannte Blatt, von dem Privatdozenten d. Theol. Dr. 
Paul Wilh. Schmidt reiigirt, vertritt bekanntlich die freiſinnige Rich⸗ 
tung im Proteſtantismus und erſcheint unter Mitwirkung von Baum⸗ 

garten, Gaß, Hanne, Holtzmann, Hoßbach, Keim, Lipſius, Lisco, 
Pred. W. Müller, Nippold, Räbiger, Schwarz, A. Schweitzer, Sy⸗ 
dow, Thomas. Der betr. Artikel lautet: 

Die Bedeutung der mit dem heutigen Tage beginnenden Provin⸗ 
zial⸗Synoden der ſechs öſtlichen Provinzen Preußens wird vielfach 
überſchätzt. Sie werden Deputrrte zu einer e Gene⸗ 
ral⸗Synode wählen, welche laut Allerböchſtem Erlaß vom 10. Sep⸗ 
tember 1873 nur berathenden Charakter hat und zwar einen nicht aus 
ihrer Mitte, ſondern vom Kirchenregiment ausgehenden Entwurf zur 
Bildung der ordentlichen Generalſynode begutachten fol. Außerdem 
werden fie die Stolgebührenfrage behandeln, über welche die verſchie⸗ 
denen kirchlichen Richtungen ſchon jetzt ſich reichſich geäußert haben, 
eine Frage, die für viele einzelne Geiſtliche und Kirchenkaſſen eine 
Exiſtenzfrage iſt, aber durch die in Ausſicht ſtebenden reichen ſtaat⸗ 
lichen Zuwendungen zu dem Einkommen der gering dotirten Pfarr⸗ 
ſtellen u. f. f. viel von dieſem ernſten Charakter verliert, eine Frage, 
die für die Geſammtheit der epgngeliſchen Kirche nur dann eine 
Lebensfrage wäre, wenn wirklich die Stolgebühren den Haupt 
grund für die Abnahme der kirchlichen Sitte, für die Zunahme des 
Kirchenhaſſes und der Kirchenverachtung Darfiellten. Einige provin⸗ 
zelle Intereſſen, wie für Schleſien die Geſangbuchsfrage, werden ber 
und da die Synodalverhandlungen beleben. Rathſchläge und Be⸗ 
ſchlußfaſſungen dieſer Synoden ſleßen aber unter dem Einfluß der 
Schranken, welche der Mangel iner verfaſſungsmäßig anerkannten 
geſetzlichen Beſugniß des ſynodalen Aufbaues ihnen einſtweilen noch 
ziehen muß. Verfaſſungsmäßige Geſetzeskraft hat bekanntlich bisher 
nur die Gemeinde⸗ Ordnung. € 5 g 

Eine bervorragende Bedeutſamkeit allerdings würden die bevor⸗ 
ſtehenden Synoden gewinnen, und zwar eine ſehr unerfreuliche, wenn 
die Vertreter unſerer evangeſiſchen Kirche auf dieſen Synoden es un⸗ 
terließen, der Kirchenleitung diejenigen Forderungen binſichtlich der 
Provinzial⸗Synoden protokollariſch auszuſprechen, deren Erfüllung die 
Vorbedingung iſt, wie für eine friedliche Löſung der innerkirchlichen 
Schwierigkeiten, ſo für die Wafer Begründung der ſyno⸗ 
daten Rechtsbaſis. Dieſe Forderungen beziehen ſich auf Dreierlei: 

1. Wir fordern die im $ 62 der Synodalordnung zwar prinzipiell 
intendirte, thatſächlich aber durch die Zuſammenſetzung der Provinzial⸗ 
Synoden nicht gewährte Gerechtigkeit in der numeriſchen Vertretung 
der größeren Kreis⸗Synoden in der Provinzial⸗Vertretung. Die Pro⸗ 
vinzial⸗Synode der Provinz Poſen beſteht aus 22 gewählten Geiſt⸗ 
lichen, 22 gewählten „Laien“ und 7 landesherrlich ernannten, zuſam⸗ 
men aus 51 Mitgliedern, Berlin, deſſen evangeliſche Bevölkerung nach 
den eigenen ſtatiſtiſchen Hinweiſen des Ev. O.⸗K.⸗Raths einen um die 
Hälfte größeren Kirchenkörper bildet, als die Geſammtzahl der 
Evanzeliſchen in der Provinz Poſen, ſendet 12 Deputirte in die Bran⸗ 
denburgiſche Provinzialſynode. Wie ganz unverhältnißmäßig über ⸗ 
baupt die größeren Kirchenklörper der Provinz Brandenburg gegen die 
kleineren und kleinſten benachtheiligt ſind, haben wir im vorigen Jahre 
an der Hand der betreffenden Zablenverhältniſſe nachgewieſen. In den 
anderen Provinzen ſteht es im Weſentlichen ähnlich. Verweigert man 
die Annahme der aus den Zahlenverhältniſſen überall ſich ungeſucht 
ergebenden Beſchwerde gegen die numeriſche Zuſammenſetzung der 
Synoden, ſo hat man mit dieſer Weigerung recht, ſo lange man das 
Nepräſentativ Syſtem überhaupl negirt. Will man aber, daß die Kirche 
durch freie Wahl, d. h. duch Stimmenzählung ſich ihre Vertreter 
ſchaffe, dann kann es kaum geraiben fein, bei der Zählung 1 = 4 zu 
ſetzen. — „Aber welch rohes Maſſenprimip!“ Iſt der Staat denn ein 
fo viel roherer Organismus als die Kirche, daß für ihn ein Neprä: 
ſentaivſyſtem gut genug erſcheint, welches der Kirche unwürdig iſt ? 
— Aber warum ſorgen die größeren Kirchenkörper nicht dafür, daß 
genügend Kirchſpiele errichtet werden, um an der Hand der Ordnun⸗ 
gen vom 10 September 1873 eine entſprechende Vertretung in den 
Synoden zu finden?” Iſt es recht, Zufälligkeiten irgend welcher Kom⸗ 
munalverwaltung zum geſtaltenden Prinzip für die wichtigſten Ver⸗ 
tretungskörper der evangeliſchen Kirche zu erheben? Unmöglich kann 
die Kirche in den gegenwärtigen Provinzialſynoden eine wahre Ver⸗ 
tretung der Provinzialgemeinden ſehen und die geſetzgebenden Faktoren 
des Staats befinden ſich zweifellos in derſelben Lage. 

2. Iſt dieſe erſte Forderung bewilligt, fo verlangen wir das Auf⸗ 
hören der ſachlich in nichts begründeten Beſtimmung des 8 59 Alin. 1 
der Synodal⸗ Dednung, wonach die zu wählenden Abgeordneten zur 
Hälfte geıftliche, zur Hälfte weltliche fein ſollen. — Die Kirche des all⸗ 
gemeinen Prieſterthums aller Gläubigen weiß von folder Halbirung 
nichts, ſondern muß ein ernſtliches Uebergewicht der ſogenannten Laien 
über die Gliſtlichen auf allen Stufen ihrer Vertretung begehren. 

3. Sind dieſe beiden Forderungen bewilligt, ſo bedingen wir der 
Propinzial Vertretung einen entſcheidenden Einfluß auf die Geſtaltung 
der Provinzialkonſiſtorien aus. Der Staat garantirt der Kirche nicht 
eine ſynodale Ausbeſſerung des kgl. Konſiſtorialſyſtems, ſondern ihre 
Selbſtändigkeit. l 

Ob und inwieweit die Freunde der neu angehahnten Kirchenver⸗ 
faſſung dieſe Anliegen in Form freier Anträge auf den Synoden ein⸗ 
bringen werden, wiſſen wir nicht; jedenfalls ſind es diejenigen Deſide⸗ 
rien, deren Erfüllung ſeitens des Kirchenregiments oder im Einklang 
mit ihm ſeitens der erſten ordentlichen Generalſynode für das Gelin⸗ 
gen des ganzen unternommenen Berfaſſungswerkes ebenſo viele Vor⸗ 
gusſetzungen find, Deſiderien, we che auszuſprechen ſchon die jetzigen 
Provinzialſynoden ſicherlich gut thun würden. 

In Betreff der Stolgebührenfrage ſtellen wir ganz unmaßgeblicher⸗ 
weiſe unmittelbar hinter die 4 Fragen des Evangeliſchen Oberkirchen⸗ 
raths an die Provinzialſynoden kurz die Antwort, welche unſere Ge⸗ 
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Nachmittags angenommen, 


ſinnungsgenoſſen in den betreffenden Verhandlungen d 

u en eh es er > > n des verfloſſenen 8 
„Bit es in Folge des Geſetzes vom 9. März d. J. im kir { 
chen . geboten, die den Geiſtlich en Eat ER Ran 
(oder in Stelle den Kirchenkaſſen) zufließenden Stolgebühren 
aufzuheben, und zwar für welche Akte?“ Für Taufen und 


Trauungen, nicht für die Begräbniſſe. 1 
2 0 dag 5 
der Staat für den Betrag der aufzuhebenden Gebühren 5 


„Iſt es als Vorbedingung dieſer Aufhebung aufzuſtellen, 
ſeinen Mitteln — ganz oder theilweiſe — Entſchädtgung lei⸗ 
Net?” Theilweiſe, nach Maßgabe des $ 51 des Geſetze vom 4 
9. März 1874. ar, 
„Wenn und ſoweit . obne Staats Entſchädigung 
erfolgt, in welcher Weiſe iſt die Ergänzung der wegfallenden 
Beſoldunzetheile zu beſchaffen?“ Durch Kirchenſleuern. 
4 Welche Modalitäten find kirchlicherſeits für die Ausführung 
der im $ 54 des Geſetzes vom 9. Mai d. J. gegebenen Bes 
ſtimmungen über die dort bezeichneten 


S 


\ Entſchädigung für die 
Stolgebühren Ausfälle zu 4 Es dürfte ſich eine 
Durchſchnültsberechnung in der Art empfehlen, daß der Dur 
ſchnitt der Stolgebüren in dem IV. Quartal der letzten 3 
6 Jahre mit den Stolgebühren Einnahmen des IV. Quartals 
1874 verglichen wird. 
U ia Allem: 857 1 80 n Bett das 17 Ne 8 
vern genau fo lange als feine Rechte hinſichtli rer int 2 
nen Verwaltung. Noblesse oblige. BUN een 


Zur Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer 


geht uns von geſchätzter Hand folgender Artikel zu, welcher die kom. 
rt Steuerverhältniſſe in Poſen beleuchtet: 
ie hieſige Stadtgemeinde, welche, mit Ausnahme eines ſog. Ab⸗ 
löſungs Fonds von ca. 123 000 Thlr. in zinstragenden Popletes deffſen 
Zumſen zum Kapitale geſchlagen werden und welcher beſümmungsmäßig 
nur im Falle äußerſter Noth angegriffen werden foll, ſowie undeden⸗ 
tender Einnahmen aus Pacht und Miethen, ohne jedes zinsbringende 
Vermögen iſt, muß alle Gemeindebedürfniſſe durch eine direkte Ge⸗ 
meinde Einkommenſteuer decken. f er 
„Nach dem diesjährigen Stadthausbaltsetat erreichen dieſe Ge , 
meindebedürfniſſe für das laufende Jahr die Summe von 803,951 
Mark. Um durch die Gemeindeſteuer die Leiſtungsfäbigkeit der die⸗ 
ſigen Einwohnerſchaft nicht zu ſehr in Anſpruch zu nehmen, wurde 
Jahren, mit Genehmigung der Königl. Regierung als Aufſt 
behörde, ein Zuſchlag von Bo Brent 3 früheren ftaatliche 
und Schlachtſteuer durch die öngliche © rde erhoben, 
zur Deckung der Gemeindebedürfniſſe mit verwendet wurde. 2 
Stadthaus halts⸗Etat pro 1874 ſſollte derſelbe für das 
Jahr die Summe von ca. g : 2 
a R 8 
Außerdem wurde zur Deckung der Gemeindebe⸗ 
dürfniſſe eine ſtädtiſche Wildpretſteuer erhoben, welche 
nach dem Etat der ſtädtiſchen Armen Verwaltung der 
— eine jährliche Einnahme von ca. 
gewährte. 
Die Gemeindekaſſe würde alſo, Falls die Schlacht⸗ 
ſteuer als Gemeindeſteuer nicht beibehalten worden 7 
wäre, einen Einnahme⸗Ausfall von ca. 5 66,939 Thlr. 
zu erleiden gehabt haben. > 
„ Um dieſen Ausfall durch eine direkte Gemeindeſteuer zu decken, 
hätte die letztere für das laufende Jahr, ohne Berückſichtigung der 
aus anderen dringenden Urſachen größer gewordenen Gemeinde⸗Be⸗ 
dürfniſſe um ca. 70 rozent erhöht werden müſſen. 2 
„Eine derartige Erhöhung der Gemeindeſteuer in demſelben Augen?? 
licke eintreten zu laſſen, in welchem die Klaffenfteuer als nen- 
direfte Steuer am hieſigen Orte eingeführt wird, erſchien den flädti⸗ 
ſchen Behörden nicht ralhſam. Sie behielten deßhalb die Schlacht: 
ſteuer als Kommunalſteuer zunächſt auf 3 Jahre bei, welche eiwa 50 
bis 60 000 Thlr. bringen und deßhalb den Ausfall von 50 Prozent 
Zuſchlag zur früheren Staatsſteuer nebenbei decken dürfte. Be 
Wenn trotzdem im Publikum die Einführung der Klaſſenſteuern 
drückend empfunden wird, ſo liegt dies in verſchiedenen Gründen. 
„Die Aufhebung der ſtaatlichen Mahl- und Schlachtſſeuer hat m 
nächſt die Folge gehabt, daß dieſenigen Einwohner, welche auf Grund 
eines Jahreseinkommens von mehr als 1000 Thlr. zur Maffiflgirter 
Einkommenſteuer veranlagt waren, vom 1. Januar c. ab an Staats- 
ſteuer den Betrag von jährlich 20 Thlrn. mehr als im vorigen Jahre 
zu zahlen haben. Dies hat aber darin ſeinen eigentlichen Grund, 8 
der Staat dieſen Steuerpflichtigen für die von denſelben bisher ent ⸗ 
richtete Mahl⸗ und Schlachtſteuer den Betrag von 20 Tylrn. jährlich 
bonifiziete, damit eine Doppelbeſteuerung nicht ftatifinde Wenn nun 
die ſtaatliche Mahl- und Schlachtſteuer mit dem 1. Januar c. auf. 
ehoben worden, fo müſſen ſelbſtverſtändlich jene 20 Thlr. jetzt als 
taatsſteuer entrichtet werden. 2 
Es wird daher ein Steuerpflichtiger der erſten Stufe der klaſſt⸗ 
füirten Einkommenſteuer mit 1000—1200 Thlr. Jahreseinkommen, wel⸗ 
cher im vorigen Jahre nur 10 Tblr Staatsſteuer zahlte, in dieſen 
Jahre den vollen Tarifiag von 30 Thaler zahlen müſſen. = 
Di aber eine derartige Erhöhung der Staatsſtener für die 
Steuerpflichtigen mit einem Jahreseinkommen von mehr als 1000 
Thlrn. nicht drückend genannt werden kann, bedarf wohl keiner 
Waun ii ſich di Sache für diejenigen Einwohner hieſiger Stadt, 
nders geſtaltet ſich die Sache fi i ner hieſiger Stadt, 
welche nur ein Einkommen bis einſchlietlich 1000 Thlr. jährlich daben. 
Für dieſe ift die Klaſſenſteuer eine neue direkte, neben der indi⸗ 
reiten Gemeinde⸗Schlach tſteuer. Da das Geſetz vom W. Mat 
1873 beſtimmt, daß die Klaſſenſteuer ſchon bei einem jährlichen Ein⸗ 
kommen von mehr als 140 Thlr. beginnt und daß dieſelbe in fol- 
genden Stufen: ö 
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erhoben werden ſoll, ſo müßten in die erſten Stufen faft alle erwerbs⸗ 


HK igen Arbeiter hieſiger Stadt von der Verwaltungsbehörde einge 
ſchätzt werden. 


Wie aus der zur Einſicht offen gelegenen Steuerrolle für die 
Klaſſenſtener hervorgebt ſind Gierielbit,, \ 
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x Sa. 12057 Steuerpflichtige. 
Die von dieſen Steuerzahlern jährlich aufzubringende Geſammt⸗ 
ſteuer ſoll 4 


de 7.324 Thlr. 
agen. 


Erwägt man jedoch, daß die Steuerzabler der erſten und wohl 
auch zum großen Theil der zweiten Stufe, weil einer geringeren Bil⸗ 
Dungsſtufe angebörig, ſchwerlich auf gütlichem Wege die neue, ihnen 
undegueme Klaſſenſteuer entrichten wird, die exekutiviſche Beureihung 
derſelben aber, wegen voxausſichtlich in vielen Fällen mangelnder Exe: 
Lutionsoblekte, fruchtlos fein wird, fo werden erhebliche Ausfälle bei 
der Klaſſenſteuer unausbleiblich fein und ſich dater die wirklichen 
Steuereinnahmen für den Staat weſentlich ermäßigen. 

Aber auch für die Steukrpflichtigen mit einem Einkommen von 
mehr als 140 Thlr. bis 1000 Thlr. einſchließlich, kann die Staats- 
steuer allein nicht als drückend bezeichnet werden. 

Durch das Hinzutreten der direkten Gemeinde⸗Einkommenſteuer 
wird aber ſicherlich die Leiſlungsfähigkeit der ee e ‚ve 
in hohem Grade angeſpannt. Bis zum 1. Januar cr. wurde die Ge 
meindeeinkommenſteuer hierſelbſt als eine Progreſſivſteuer von 1 bis 
4% Ct. des Einkommens der Steuerpflichtigen erhoben. 

Nach minifteriellen Beſtimmungen dürfen jedoch fortan die Tarife 
der Gemeindeeinkommenſleuern nicht mehr als bis drei Prozent ge 
fleigert werden, fo daß die Einkommensſkala dieſelbe wird, wie die der 
Staatsſteuer. In Folge deſſen mußten auch hier die ſlädtiſchen Be⸗ 
börden zu einer Aenderung des bis zum 1. Januar cr. gültig geweſenen 
Gemeindeftener - Regulativs und Tarifs ſchreiten und iſt die neue von 
der lönigl. Regierung genehmigte Gemeindeſteuer⸗Ordnung feiner Zeit 
auch in dieſer Zeitung veröffentlicht worden ! 

Wenn auch in den oben gedachten miniſterjellen Erlaſſen für die 
neuen Gemeindeſteuer⸗Ordnungen als Grund hingeſtellt worden iſt, daß 
eine von den Staatsſteuerſätzen abweichende progreſſive Gemeinde⸗ 
Einkommenſteuer eine Ungerechtigkeit für die wohlhabenderen Klaſſen 
der Bevölkerung enthalte, fo iſt doch nicht m beftreiten, daß der reiche 
von ſeinen Renken lebende Steuerzahler leichter ohne Nachtheil für 
fern Vermögen zu einer höberen progreſſiven Gemeinde-Eintommen- 
ſteuer herangezogen werden kann, als derjenige, welcher nur ein Ein 
kommen bis 1000 Thlr. einſchließlich hat. Bei dem letzteren reicht oft 
das Einkommen kaum zur Befriedigung der nothwendizen Lebensbe⸗ 
dürfniſſe für ſich und feine Familie; ſeine Leiſtungsfähigkeit dagegen 
beſteht nur in feiner Arbeitskraft, die mit den Jahren geringer wird. 

Wie wir aus glaubwürdiger Quelle ern hat die Gemeinde: 
Einkommenſteuer im Jahre 1874 bei einer enſitenzahl von circa 7000 
die Summe von circa 112,000 Thlr. der hieſigen Stadtgemeinde ein⸗ 
Fueten Die Veranlagung zur Klaſſenſteuer und Mallifisirten Ein⸗ 

ommenftener für das laufende Jahr hat zwar circa 13,600 Zenſiten 
ergeben, welche geſetzlich zur Gemeindeſteuer herangezogen werden nnen. 
Da aber nach der neuen Gemeindeſteuer⸗Ordnung und dem Beſchluſſe 
der Stadtverordneten ⸗Verſammlung bei Gelegenheit der Feſtſtellung 
des Stadthaushalts Etat nur der einfache Tarifſatz als Gemeinde⸗ 
ſteuer erhoben werden fol, fo wird, trotz der faſt um das Doppelte 
eſteigerten Zenſitenzahl, doch nur eine Gemeindeſteuer von ca. 104,000 
lr. für das laufende Jahr aufgebracht werden. 
Wie aus den veröffentlichten Berathungen des Stadthausbalts⸗ 
Etats feiner Zeit erſichllich geweſen, wird aber der einfache Steuer⸗ 
ſatz zur Deckung der etatsmäßigen Gemeindebedürfniſſe nicht ausrei⸗ 
chen und bat ver Magiſtrat, wie die Steuerzablungs⸗Aufforderunden 
recht in die Augen fallend ergeben, einen Zuſchlag zum einfachen Ta; 
zifiage in ziemlich ſichere Ausſicht geſtellt. 0 

Durch einen ſolchen Zuſchlag werden aber, im Vergleich zur bis ⸗ 
herigen Beſteuerung, beſonders hart betroffen diejenigen Einwohner, 
welche nur ein Enkommen bis 1000 Thlr. einſchliezlich Haben. 3 

„Die Tarifſätze der neuen Gemeindeſteuer Ordnung für. die Ein⸗ 


Interimstheater. 


Zweites Gaſtſpiel des Fräulein Anna Schramm. 

Am Montag zeigte ſich uns Frl. Schramm abermals in einer 
neuen Rolle: als Caroline Werner in der wiederholt, aber immer 
nur mit mäßigem Erfolg aufgeführten Poſſe „Die ſchöne 
Sünderin“ von Görlitz und Jacobſon. Das Haus war ſchwach 
beſucht und machte im Gegenſatz zu der Ueberfüllung am vergangenen 
Tage einen triſten Eindruck. Der Grund dafür ſcheint uns in dem 
Arrangement des Repertoirs zu liegen. Zunächſt darf unferer 
Meinung nach ein Gaftfpiel nicht überſtürzt werden, weil ſich ſonſt die 
Wirkung begreiflicherweiſe abſtumpft, und dann muß im Repertoir 
eine gewiſſe Abwechslung herrſchen. Das Helmerding'ſche Gaſtſpiel 
iſt schließlich im Sande verlaufen, weil die einzelnen Abende deſſelben 
zu unmittelbar auf einander folgten und Tag für Tag eben nichts 
anders als „höherer Blödſinn“ geboten wurde. Wir möchten das 
Gaſtſpiel des Frl. Schramm gern vor ähnlichem Schickſal bewahrt 
ſehen — daher dieſe Zeilen. Es iſt wirklich nicht zu verlangen, daß 
ſich unſer Theaterpublikum, welches, wie wir heute zum fo und ſo 
vielten Male betonen, faſt durchweg immer daſſelbe iſt, zwei Abende 
hintereinander an ſchwachen Poſſenfabrikaten ergötzen ſoll, auch wenn 
eine ausgezeichnete Künſtlerin wie Anna Schramm darin mitwirkt. 
Caroline Werner iſt eine echte Berlinerin: reſolut in allen prak⸗ 
tiſchen Angelegenheiten, von komiſcher Zärtlichkeit für ihr „Maxeken“, 
einen ziemlich dämlichen Wildprethändler, erfüllt, den ſie übrigens 
vollſtändig unter dem Pantoffel hat. Es iſt mehr als fraglich, ob die 
beiden ſo ſchnell zu Vermögen gekommen wären, wenn nicht Caroline 
den Verkauf des Wildprets ſorglich überwacht hätte. Frl. Schramm 
gab ihr Züge von wirklich herzgewinnender Liebenswürdigkeit, ſpielte 
und fang fo friſch und zierlich wie immer und riß das Publikum 
wiederholt zu lautem Beifall fort. Für die Einlage des hübſchen 
Couplets von der Schüchternheit der Frauen wird ihr gewiß Jeder⸗ 
mann dankbar geweſen fein. Anna Schramm ſingt ihre Eouptets 
nicht nur, fie ſpielt fie auch. Speziell mit dem Vortrag des eben ge⸗ 
nannten weiß ſie durch die einfachſten Mittel die originellſten Effekte 
zu erzielen. 

Auch diesmal wurde die Künſtlerin durch Herrn Düſterloh, 
welcher den zahmen, aber zuweilen abenteuernden Wildprethändler 
darſtellte, in anerkennenswerther Weiſe unter ſtützt. R 


Die Döring-Feier in Berlin 


bereits am Sonntag., Die königliche Bühne gab an dieſem 
A „Rofenmüller und Finke“ vor überfüntem und durch die An 
wefenheit des Kaifers, des Kronprinzen und fat ſämmtlicher Milgſie⸗ 


ann 


kommensſtufen von mehr als 140 Thlr. bis 2000 Thlr. find nämlich 
im Weſentlichen dieſelben, wie fie im früheren Reaulative und Tarife 
enthalten waren, wogegen dieſelben erheblich hinter den letzteren zurück⸗ 
bleiben bei den Einkommensſtufen von Br als 2000 Thlr. ab. Nach 
dem früheren Regulative mußte von dieſen Einkommensſtufen eine 
Gemeindeſteuer von 14% Prozent des Einkommens entrichtet werden, 
während nach dem Tarife der neuen Gemeindeſteuer-Ordnung nur 
eine ſolche bis zu 3 Prozent zu entrichten iſt. \ 
Wird nun vorausſichtlich innerhalb des laufenden Jahretz ein 
Zuſchlag von 20-25 Prozent zum einfachen Tariffotze als Gemeinde⸗ 
ſteuer erhoben, jo werden die Einkommensſtufen big zu 2000 Thx. dies 
fen als neue Steuer drückend empfinden, während die höheren 
Siufen immer noch 28 Prozent weniger an Gemeindeſteuer zahlen, 
als im vergangenen Jahre. Dieſe Steuerzahler erfahren alſo trotz 
des Zuſchlages eine Erleichterung. 4 
Wenn bierin Seitens der Klaſſenſteuerpflichtigen ein Grund zur 
Umufriedenbeit gefunden wird, fo het derſelbe unzweifelhaft feine Be⸗ 
rechtigung und es werden die Theorien in den miniſteriellen Beſtim⸗ 
mungen über Ab änderung der bisherigen Gemeindeſteuer⸗Ordnungen 
wohl kaum im Stande ſein, dieſe Unzufriedenheit zu beſchwichtigen. 
Erwägt man ſchließlich noch, daß die Stadtgemeinde ein Darlehn 
von 750000 Tölr. aufzenommen hat, zu deſſen Verzinſung und Amor⸗ 
tifation, nach Verausgabung der gegenwärtig noch zum großen Theile 
vorbandenen und zinsbar angelegten Darlehnsſumme, die Gemeinde⸗ 
Einkommenſteuer verwendet, und daß bei einem etwaigen Wegfall der 
Gemeinde⸗Schlachtſteuer auch dieſer Einnahmeausfall durch eine di⸗ 
rekte Gemeindeſſeuer gedeckt werden muß, fo. dürfte dann für die 
ſtädtiſchen Behörden doch wohl der Zeitpunkt eintreten, wo ſie von den 
unſeres Wiſſens nach in den miniſteriellen Anweiſungen enthaltenen 
Reſerven: „nur in außergewöhnlichen Fällen eine höhere Progreſſiv⸗ 
fleuer einzuführen“, Gebrauch zu machen, nolhgedrungen find. 
Augenblicklich vertheilt ſich die Steuerlaſt auf die hieſige Einwoh⸗ 
nerſchaft wie folgt: A 
Es haben zu entrichten: 3 x 
A. die zur Naffifiirien Einkommenſteuer Eingeſchätzten: 
1. an Staatsſteuer i 3 Prozent 
vom Jahreseinkommen 
2 an Gemeindeſteuer — 
a. vorläufig an direkter Steuer. 3 Prozent. 


2 14 Summa 6 Prozent 
und die indirekte Schlachtſteuer. 
B. die zur Klaſſenſteuer Eingeſchätzten 
1. an Staatsſteuer von 0,56 Prozent 
bis 2,52 Prozent in der 1. bis 12. 
Stufe alſo durchſchntttlich 2,78 Prozent. 
2. an Gemeindeſteuer 
. 2,78 Prozent. 


a. an direkter 
0 X Summa 5,56 Prozent. 

Wenn nun noch in Erwägung gezogen wird, daß in dieſen Sten 
ern die ſo bedeutenden Beiträge der Stadtgemeinde zu den Provinzial⸗ 
inſtituten, mit ca 36,000 Thlr. für das laufende Jahr enthalten find 
und hierſelbſt Schulbeiträge nicht beſonders erhoben werden, ſo bleibt 
uns immer noch der Troſt übrig, daß die Asgabenlaſt der bieſigen 
Einwohnerſchaft doch noch eine geringere iſt, als die mancher anderer 
Städte, von der Größe der unſrigen. 

Wie allgemein bekannt, gehört die Stadt Görlitz zu einer der 
reichſten Communen; aber auch dort mußten für das laufende Jahr 
100 Prozent der Staatsſteuer, neben den bedeutenden Revenuen aus 
W Vermögen, zur Deckung der Gemeindebedürfaiſſe, repartirt 

erden. 


Im Anſchluß an die im heutigen Mittagblatte gegebenen Auf⸗ 
ſchlüſſe über die Zar auzer Angelegenheit laſſen wir hier 
nachſtehende Darftelung der „Nordd. Allg. Ztg.“ folgen: 

Am 13. Abends mit Eintritt der Dunkelheit — wird dem genann⸗ 
ten balbamtlichen Blatte berichtet — verließ S. M. Kanonenboot 
„Nautilus“ den Hafen von Santander, um vor Guetarta und nach 
Paſages zu gehen. Am 14 früh traf derſelbe vor Guetaria ein. Die 
Karliſten halten, wie gem öhulich, die näcſtgelegenen Höhen beſetzt und 
feuerten mit Gewehren auf die Stadt. Letztere, ſowie das Fort, er⸗ 
widerten das Feuer mit Gewehr⸗ und eimelnen Kanonenſchüſſen. Der 
„Nautilus“ bißte die Flagge und Lootfenflagge und näherte ſich dem 
Ort Guctaria, ohne an die karliſtiſchen Stellungen heranzukommen, 
don wo aus nach der Richtung des Nautilus“ hin nicht geſchoſſen 
wurde. Eine Zeit lang ſchien es, als ob kein Boot aus Guetaria 
kommen würde. Dagegen war ein in der Nähe befindliches Fiſcher⸗ 
boot längsſeit genommen, von dem in Erfahrung gebracht wurde, daß 


der unſerer Kaiſerfamilie geehrten Hauſe. Als Theodor Döring als 
„Thimotheus Bloom“ die Scene betrat, durchwogte ein Beifallsſturm 
das Haus und ſauſte ein Lorbeerkranzregen hernieder, wie er in dieſen 
Räumen noch nie dageweſen ſein mochte. Nach jeder Scene mußte 
der Jubilar zwei⸗ bis dreimal vor dem Vorhang erſcheinen und immer 
neue Kränze entgegennehmen. Nachdem Döring zum Schluß mindeſtens 
acht Mal gerufen war, legte ſich der donnernde Beifallsſturm nicht 
99 A bis der „Altmeiſter“ das Wort ergriff und ungefähr Folgen⸗ 
es ſagte: 

„Obgleich es bei Strafe verboten iſt, vor dem Publikum zu reden, 
wage ich dieſe Strafe gern, weil es mich drängt, Ihnen meinen tief- 
aefüblten Dank auszuſprechen. Ich bin wirklich gerührt und ſage 
ie e Dank ... (bier erſtickten Thränen die Stimme des 

ubilars). 

Seit langen, langen Jahren find die Wogen des Enthusiasmus 
nicht ſo boch gegangen, als an dieſem denkwürdigen Sonntag Abend, 
denn nach dem Theater bezab ſich das in Berlin ſeit undenklichen Zei⸗ 
ten nicht dageweſere: Gegen 100 Enthuſiaſten erwarteten Meiſter 
Döring vor dem Theater, und als er in der kleinen Thür an der 
Eharlottenfirage mit Frau und Schwägerin erſchien, ſpannten ſie 
die Pferde des Thbeaterwagens aus und zogen den Jubilar im Tri⸗ 
umph in feine Wohnung in der Leirzigerſtraße. wa 

Dieſer öffentlichen Borfeier war im Freundeskreiſe eine private 
voraufgegangen. Punkt 1 Uhr Mittags war die Tiſchg ſellſchaft bei 
Lutter u. Wegner zahıreiher/ denn je verſammelt, um den ver⸗ 
ehrten Stammaaſt⸗Jubilar Theodoy Döring zu feinem 50 jährinen 
Jubiläum zu . Namens der langjährigen Freunde 
überreichte Brofenor Leo eine kalligraphiſch vortrefflich ausgeführ.e 
Adreſſe, die dem Meiſſer der Unterhaltung die Gefühle der Verehrung 
und des Dankes zur Erinnerung an die Stunden von 1 bis 3 Uhr 
bei Lutler und Wegner ausdrückte und ftiftete dem Stammtiſch zur 
Erinnerung an feinen berühmten Gaft, Dörings großem Vorgänger 
auf der königlichen Bühne und bei Lutter u Wegner, Ludwig Je⸗ 
vrient zur Geſellſchaft, das ſprechend ähnliche von Fräulein Poch⸗ 
hammer brillant ausgeführte Oelbild Theodor 8 10 Die fröhliche 
Feier endete mit einem ſtürmiſchen Hoch auf den Jubilar 

Die offizielle Feſtſeier des Döring⸗Jubiläums fand auf dem 
reich mit Topfgewächſen geſchmückten Bühnenraum des königl. Schau⸗ 
ſpielhauſes am Montag Vormittags um 11 Uhr ſtatt. Die Bühne, 
auf das Feſtlichſte erleuchtet, ſtellte einen prächtigen Saal dar, in 
deſſen Hintergrund eine blumengeſchmückte Niſche ſich öffnete. Die 
Büften von Shafefpeare, Schiller, Goethe, Leſſing ierten den Naum. 
Die Mitglieder ter königlichen Buhnen, zahlreiche Deputationen aus⸗ 
wärtiger Theater füllten die ſtattliche Halle, die Herren im Geſell⸗ 
ſchaftsanmuge, die Damen im geſchloſſenen Kleide. Parquet, Logen, 
die drei Ränge waren von einer eingeladenen Geſellſchaft ziemlich dicht 
defcgt. Um 11 Uhr trat der Jubiliar unter den Klängen eines Ge⸗ 
ſanges von dem Generalintendanten von Hülſen und von Fr. Frieb⸗ 
Blumauer geleitet auf die Bühne. Rechts und links hatten ſich indeß 
die Mitglieder zu beiden Seiten „maleriſch“ aruppirt. Herr von Hül⸗ 
fen begrüßte den Gefeierten mit treſſlichen Worten, und nannte ihn, 
Alles in Allem mit einem Wort bezeichnend, einen Künstler von Gottes 
Gnaden; er freue ſich ihm im Namen Sr kaiserlichen und königlichen 
Majeftät den rothen Adler Orden überreichen zu köanen, Gekanntlich 
ein äußerſt ſeltener Fall in Preußen bei Schauſpielern) und wünſche 


der Kapitän und der Steuermann der Brigg Guſtav“ ſich noch in 
Zarauz befänden, um über das geborgene Gut Auſſicht zu halten. In⸗ 
wiſchen wurde ein Boot mit ſpaniſcher Flagge, aus dem kleinen 
Bootshafen von Guetaria kommend, ſichtbar. Die Karliſten feuerten 
auf daſſelbe, ohne ihm jedoch Schaden zufügen; es kam glücklich 
längsſeits des „Naulilus“. In dem Boote befanden, ſich Mannſchaften 
der Küstenwache; der Kommandant des „Nautilus“ . dem Pa⸗ 
. ee en Brief an Kapitän Zeplien, mit der Bitte, an den 

ltärkommandanten von Guetaria, das Schreiben mittelſt Parla⸗ 
mentärs nach Zarau an die Adreſſe beſördern zu wollen. tee] 
Bißte der „Nautilus“ die Parlamentärflagge, das Boot that ein Gleiches 
und würde von dem „Nautilus“ bis nahe an die Stadt geleitet, o 
daß es unangefochten in den Hafen gelangte. Als der „Nautilus“ ſich 
vergewiſſert, daß das Boot in Sicherheit war, ging er weiter nach 
Paſages, wo er gegen 2 Uhr Nachmittags ankam. Der Kommandant 
befuchte dort den ſegniſchen Admiral, der die Beziehungen deſſelben 
mit den ſpaniſchen Militär⸗ und Zivilbehörber in entgegenkommender 
Weiſe vermittelte. Am 15. früh kam Konſul Sprenger von San 
baſtian an Bord des „Nautilus“, um die erforderlichen Mitt 
zu machen. Es wurde dann mit den Behörden über den 
Zarauz wiederholt Rückſprache genommen. Hierbei wurde erwähnt, 
daß Zarauf im vergangenen Jahr mehrmals Lon den ſpaniſchen 
Kriegsſchiffen beſchoſſen worden, wobei ein Theil des Städtchens arge 
Beſchädigungen davontrug, ohne daß dies auf die Karliſten Eindruck 
gemacht hätte. Am 15. erhielt der Kommandant des „Nautilus“ durch 
daſſelbe Boot, welches Tags zuvor den Brief nach Guetaria befördert 
hatte, die Antwort des Kapitän Zeplien, worin er mittheilt, er werde 
kommen, müſſe jedoch einen (tarliſtiſchen) Paß abwarten. Erſt am 19. 
kam Zeplien nach Paſages. Er hatte einen Tarliftiihen Paß, war 
dafür aber mehrmals von den Vorpoſten der Regierungstruppen aufs 
Korn genommen worden. 

Er war zu Faß von Zarauz nach San Gebaflian gewandert und 
machte nun dem Korvettenkapitän die nölhigen Angaden über den Her⸗ 
gang, über Schiff und Ladung, Berfiherung, Schaden u. ſ. w. — Er 
und jein Steuermann find in Zarauz, feiner Anſicht nach, nicht gefähr⸗ 
det; zwar iſt ihnen Geld und? zerthſachen abgenommen; auch hat man 
dem Kapitän 14 Tage lang kein Geld zukommen laſſen; aber er, be 
klagte ſich über die Behandlung nicht. Wie es mit der Sicherheit der 
Perſon beſchaffen ift, wiſſen wir ſeither! — Die Kaxliſten haben übri⸗ 
gens am 14, als der „Nautilus“ in Sicht war, Seelenangſt gehabt 
und die Furcht vor einem Bombardement nicht verborgen, ſondern 
laut geäußert. Kapitän Zeplien begab ſich übrigens 
allen Gegenvorſtellungen ungeachtet, nach Zar au; zurück; er er⸗ 
klärt fein Dortſein für erforderlich, „bis er ſeine Forderungen erhalten 
oder die Lidung von einem neuen Käufer legal übernommen fei.” 
Man hört auf, dies unerklärlich zu finden, wenn man weiß, daß der 
Kapitän zu einem Biertef Eigeuthümer des Schiffes iſt, deſſen Wrack 
freilich nur den Werth von Brennholz haben mag. So iſt es denn 
richtig, daß Zeplien Zaram verlaſſen batte; aber auch, daß, als die 
ſpaniſchen Schiffe mit der Beſchießung Ernft machen wollten, die Kar⸗ 
liſten in Zarauz mit der Exmordung des Kapitän Zeplien wirkſam 
er 1 8 da der Kapitän mittlerweile ſich in das Neſt zurück⸗ 

egeben hatte. 


Deut le n d. 


A Berlin, 25. Januar. Wie aus Nom gemeldet wird, har 
Abbé Chevalier mit einer Deputation franzöſiſcher Geiſtlichen dem 
Papſte eine von 160 Biſchöfen und angeblich 3 Millionen Gläubiger 
aus verſchiedenen Ländern unterſchriebene Petition, deren Unter? 
ſchriften in 36 Ländern geſammelt ſind, übergeben. Dieſe Petition ſoll 
bezwecken, vom Papſte ein Dekret zu erwirken, wodurch die geſammte 
katholiſche Kirche dem beſonderen Schutze des heiligen Herzens Jet 
unterſtellt und der beſonderen Verehrung deſſelben geweiht wird, de 


man hierdurch ganz beſondere Heilung für die gegenwärtigen Leiden 


der Kirche zu gewinnen hoffe. Der heilige Vater ſoll die Petenten 
ſehr freundlich empfangen, indeſſen eine beſtimmte Antwort uicht er⸗ 
theilt, ſondern die Petition einer Kommiſſion zur Berichterſtattung 
übergeben haben. Ein Präzedenzfall für die gegenwärtig dem Pap ſte 
zugemuthete Verfügung wird in dem Dekrete gefunden, durch welches 
Se. Heiligkeit vor 4 Jahren den heiligen Joſef zum Protektor der 
geſammten katholiſchen Kirche ernannte. Bedeutungsvoller aber er⸗ 
ſcheint der gegenwärtige Verſuch ein jeſuitiſches Symbol der 
geſammten katholiſchen Kirche aufzuprägen. Die namentlich auf weib⸗ 


ihm, daß Kraft, Geſundheit und Thätigkeit ihm nach wie vor erhalten 


bleiben möchten; doch hätte Se. Majeſtät die Gnade gehabt, ihm alle 
ſeine Kompetenzen im Voraus dauernd zu bewilligen. Lu her — er 
meine den Reformator — hier unterbrach ein langanhaltender Jubel 
der Zuſchauer den Redner, denn die Anſpielung auf jene altberutzmte 
Weinſtube von Lutter und Wegener, wo im Schatten Ludwig Devriente 
jetzt Theodor Döring tagt, war zu durchſichtig und unabſichtlich, um 
in der Zuhörerſchaft kein fröhliches Echo zu wecken — Luther ale 
babe gejagt: Lebe lang, ſtrebe lang! Dies rufe er auch dem Jubi⸗ 
(ac zu. Eine Umarmung ſchloß dieſe erſte Scene des Jubelſtücks. 
Im Namen der Mitglieder der königlichen Theater ſprach darau 
Herr Direktor Hein, mit feinen und humoriſtiſchen Scherzen aus 
dem Theaterleben beginnend, die aber bald wieder zum 

der Stunde ſich glücklich zurückfanden, und endete mit den Wor⸗ 
ten: daß wo je Schauspieler die Beſten ihrer Kunſt nennen 
würden, Theodor Dörings Namen auf ihren Lippen fein werde. 
Mit einem liebenswürdigen, gemüthvoll vorgetragenen Gedicht 
überreichte darauf Fräulein Meyer den von den Mitgliedern 
gefitfteten goldenen Kranz. Drei, vier Tiſche genügten nicht, um die 
nun ſchnell aufeinander folgenden Gaben, Adreſſen, Kränze, goldene 
und grüne, Gedenkblätter und Geſchenke aufzunehmen. Es überbrachten 
Grüße und Wünſche: das Hoftheater zu Schwerin, die deuſche Shake⸗ 
ſpeare⸗Geſellſchaft, das Leipziger Stadttheater durch die Herren don 
Strang und Mittell, das Wiener Carltheater, das Hoftheater zu Han⸗ 
nover, Fräulein Keßler brachte im Namen der Damen des Peters⸗ 
burger deulſchen Theaters Kuß und Kranz, die beide der Jubilar als 
„Ritter der Damen“ mit vollkommener Courtoiſie empfing; die regzie⸗ 
renden Herzöge von Sadfen- Meiningen und Sachſen⸗Koburg ehrten 
den Jubilar durch die Ueberſendung des Ritterkreuzes erſter Klaſſe, der 
Direktor des Meininger Hoftheaters, Graboweki, brachte außerdem 
noch eine Gahe der Thentermitglieder dar, Döring freundlich und ge⸗ 
müthlich an die Tage erinnernd, wo ſie beide 1827 zuſammen in Ma⸗ 
rienwerder geſpielt. Durch Herrn Betz ließ die Genöſſenſchaft deuſſcher 
Bühnenangehörigen das Diplom als Ehrenmitglied der Geſellſchaft 
überreichen. Die größeren berliner Theater: die Friedrich⸗Wilbelm⸗ 
ftadt, das Victorig⸗Theater, Kroll's Theater, das Stadttheater, das 
Reſidenztheater, das Naltonaliheater, das 
Walballa, fandten ihre Grüße und ihre Verehrung. Herr Direktor 
Roſentbal verebrte dem Jubilar ein ſilbernes Schreidzeug mit der 
Figur des Falſtaff, um Alles niederzaſchreiben, was er in diefen 
funfzig Jahren erlitten und erlebt, und von den Mitgliedern ſeiner 
Bühne einen Becher. Den berliner Theatern ſchloſſen ſich das Frank⸗ 
furter Stadttheater und 43 Lords Bühnen an, in deren Namen 
Herr Barnoy einen goldenen Lorbeerkranz in die Hand des Gefeierten 
legte. Das deutſche Hochſtift im Göthe Haufe zu Frankfurt ſandte 
das Meiſterdiplom. Nach dem Empfang der Deputationen führte Herr 
v. Hülſen den Künſtler an einen Tiſch, auf dem ein Schreiben und 
eine Medaille de? Kronprinzen, die Medaille für Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft von dem König von Baiern, Adreſſen der Bühnen zu München, 
Dresden, Mannheim, Oldendurg, Lübeck, Stadt⸗ und Thalia⸗Theater 
ju Hamburg ruhten. Nach wenigen, innigen Dankesworten des Jubi⸗ 
lars ſchloß die erhebende Feier mit einem Geſang. Wiederholt batte 


ene im Saal jede Gabe und jede Rede mit feinem: Beifalle 


Belle⸗Alltance⸗Theater, 


— 


iche Gemüther berechnete Verehrung des in Flammen ſtehenden Her⸗ 
zens eines jugendlichen Chriſtusbildes iſt bekanntlich in Frankreich 
erwacht und nach langer Vergeſſenheit wieder zur hohen Blüthe ge⸗ 
langt. Der framöſiſche Stempel dürfte an dieſem Kultus haften blei⸗ 
ben, wohin er ſich auch verbreitet. — Es beſtätigt ſich, daß König 
Alfons nicht verſäumt bat, ſeine Thronbeſteigung den Höfen zu 
Berlin, Petereburg und Wien anzuzeigen und der Kurier, welcher die 
Anzeige bierher bringen ſollte — welche vorausſichtlich durch den ſpa⸗ 
niſchen Geſandten übergeben werden wird — iſt vielleicht in dieſem 
Augenblicke bereits bier eingetroffen. — Als ein unzweideutiges Zeichen 
für die guten Beziehungen Belgiens und der Niederlande iſt jeden⸗ 
ſalls der Umſtand zu betrachten, daß der König der Niederlande ſich 
bei der bevorſtehenden Hochzeitsfeier der Prinzeß Louiſe durch einen 
beſonderen Botſchafter, den früheren Finanzminiſter und jetzigen 
Ober⸗Kämmerer Graf Schimmelpfennig vertreten läßt. — Die „VBoff- 
Ztg.“ hält ihre Behauptung aufrecht, daß den Berathungen der Bür⸗ 
germeiſter⸗Konferenz ein von dem Ober⸗Bürgermeiſter von Poſen, 
Kohleis, ausgearbeiteter Entwurf zu Grunde gelegen habe.“) Als Ver⸗ 


faſſer des Regierungsentwurfs — und ein anderer hat nicht vorge⸗ 


legen — wird der Geh. Rath Wohlers genannt und es iſt wohl zu 
denken, daß der Gleichklang des Namens (7) zu einem Mißverſtändniß 
geführt hat. 

2 Berlin, 26. Januar. [Indienſtſtellung von 
Schiffen. Die Truppen von Montenegro, Ru⸗ 
mänien u. ſ. w.] Noch zu keinem früheren Zeitpunkt werden ſich 
gleichzeitig fo viele Shiffe unferer Marine in Dienſt ges 
ſtellt befunden haben, als mit dem Beginn des nächſten Frühjahrs der 
Fall ſein wird. Außer dem für die ſpaniſche Nordküſte beſtimmten 
Beobachtungs⸗ und dem nach den früheren Mittheilungen für den 
1. Mai d. J. zum Auslaufen beſtimmten Panzer⸗Uebungsgeſchwader 
befinden ſich nämlich zur Zeit noch die „Arcona“, „Eliſabeth“ und 
„Ariadne“ nach dem Stillen Ocean, reſp. den oſtaſiatiſchen Gewäſſern 
entiendet, die „Hertha“ auf einer weiten Kreuzfahrt in dem ſüdlichen 
Theil des atlantiſchen Oceans begriffen, und wird die „Auguſta“, 
welche bisher in Weſtindien ſtationirt war, wahrſcheinlich zu dem Be⸗ 
huf einer noch ferneren Verſtärkung des ſpaniſchen Geſchwaders, in 
Santander erwartet. Dagegen ſcheint der Zutritt der „Meduſa“ zu 
dieſem letzteren vorerſt noch wieder beanſtandet worden zu fein, doch 
ſind demſelben andererſeits noch die drei Kanonenboote erſter Klaſſe 
„Drache“, „Comet“ und „Delphin“ zugetheilt worden. Das Kanonen⸗ 
boot „Cyclop“ iſt nächſidem noch zur dauernden Zutheilung zu dem 
oſtaſigtiſchen Geſchwader beſtimmt, und ein fünftes derartiges Fahre 
zeug befindet ſich vor der Sulinamündung ftatienirt. Insgeſammt 
würde die deutſche Kriegsflot'e demnach mit dem gedachten Zeitpunkte 
3 Panzerfregatten, 1 Panzerkorvette, 3 gedeckte und 4 Glattdecks Kor⸗ 
vetten, 1 Aviſo, 2 Kanonenboote der „Albatroß“⸗Klaſſe und 5 Ka⸗ 
nonenboote 1. Klaſſe mit einem Mannſchaftsſtande von, bei voller 
Kriegsſtärke, 4900 Mann in Dienſt geſtellt befigen. Da indeß die 
Beſatzung der beiden Kanonenboote „Albatroß“ und „Nautilus“ neuer⸗ 
dings nur zu je einigen 90 Mann angegeben wird, während dieſelben 
auf Kriegsfuß je 150 Mann betragen würde, ſo ſcheint dies letztere 
nicht der Fall zu fein, und muß die aufgebotene Mannſchaftsſtärke 
dementſprechend etwas geringer gegriffen werden. Die Zutheilung 
von 5 Kanonenbooten mit insgeſammt 17 mittelſchweren Geſchützen 


f läßt darüber wohl keinen Zweifel, daß im Falle neuer Uebergriffe der 


Carliſten das ſpaniſche Geschwader beſtimmt fein dürfte, ſofort in ein 


Bombardement der betreffenden Küſtenpunkte einzutreten. Aehnlich 
deutet die Zutheilung eines Kanonenbootes zu dem oſtaſiatiſchen Ge⸗ 


ſchwader darauf hin, daß daſſelbe fortan in die Lage verſetzt werden 
ſoll, die Seeräuber der indiſchen Meere unmittelbar in ihren Schlupf⸗ 
winkeln aufzuſuchen. Die „Arcona“ wird Mitte Juli in Plymouth 
erwartet und würde demnach erforderlichenfalls von hier aus eben⸗ 
falls noch dem ſpaniſchen Geſchwader überwieſen werden können, ſo 
daß mit dieſem Zeitpunkte alſo 14 Schiffe und Fahrzeuge für daſſelbe 
disponibel geſtellt zu werden vermöchten. — Wenngleich die neueſte 
Differenz zwiſchen der Türkei und Montenegro wohl keine ernſte Ge⸗ 
fahr für ein ernſtes Zerwürfniß mehr bieten möchte, erweiſen ſich die 
Verhältniſſe der Pforte zu ihren europäiſchen Vaſallenſtaaten doch ſeit 
lange in dem Maße verwickelt, um einen Blick auf die Wehrkraft die⸗ 
ſer letzteren jedenfalls nicht ohne Intereſſe erſcheinen zu laſſen. Monte⸗ 
negro beſitzt an ſtehenden Truppen nur 1 Eskadron Leib⸗ 
wache zu Pferde von 100 Mann, 1 Bataillon Fußgarden 
von 400 Mann, das Perjanizen⸗Corps (eine Art Gendarmerie) 
son 800 M., die Kadres zu 8 Miliz⸗Bataillonen, welche auf Kriegs⸗ 
ſtand insgeſammt einen Stand von 4800 M. auszuweiſen beſtimmt 
find, 7 Miliz Gebirgs batterien mit zuſammen 24 Geſchützen und 400 
M. Bedienung und 1 Pionier⸗Kompagnie zu 100 M. Es treten dazu 
im Fall eines allgemeinen Aufgebols noch 8 Landſturmkorps von zu⸗ 
ſammen 25 Bataillonen und 15,000 M. Kriegsſtärke. Die Garden 
führen das Dreyſe'ſche Zünduadel, die Milizen das ruſſiſche Krnka⸗ 
Gewehr. Für die Ausrüſtung des Landſturms ſollen ſich 12,000 Mi: 
niégewehre hinterlegt befinden. Die Geſchütze find Bronce Vorderla⸗ 
der nach dem ſonſt freilich allerwärts längſt aufer Gebrauch geſtellten 
franzöſiſchen La Hitte Syſtem. Die Geſammtſtreitmacht von Monte: 
negro wird bei einer Bevölkerungszahl des Landes von 120,000 See⸗ 
len und bei dem Aufgebot aller Streilkräfte zu etwa 24,000 M. ange 
nommen werden können, Serbien beſitzt ähnlich der Schweiz eine Mi⸗ 
liz⸗Wehrverfaſſung Anſtehenden Truppen unterhält daſſelbe nur eine 
Garde⸗Brigade von 3 Infanterie Bataillonen und 1 Jäger-Bataillon 
zu dem im Frieden und Krieg gleichen Stande von 3200 M., 1 Eska⸗ 
dron Garde zu Pferd zu 150 M., 14 Batterien Feldartillerie mit 1500 
M. Bedienung und 81 Geſchützen und 4 Kompagnien Genie zu 800 
M. Erforderlichenfalls treten dazu jedoch ein I. Aufgebot der Natio⸗ 
nalarmee von 10 Jufanterie⸗Brigaden mit 80 Bataillonen, in der Ge⸗ 
ſammtſlärte von 60,000 M., 5 Dragoner-Regimenter zu 2400 M., 18 
Miliz-Batterien mit 1900 M. und 108 Geſchützen und 8 Miliz⸗Sapeur⸗ 
Kompagnien. Die Stärke der ſerbiſchen Operationsarmee beträgt 
demnach bei einer Geſammtbevölkerung des Landes von nur 1319,283 
Seelen 92,300 M. mit 192 Feldgeſchützen, hinter welchen ſich dann noch 
das II. Aufgebot der National⸗Armee von 8 Infanterie Brigaden zu 
insgeſammt 64 Bataillonen und 13 MiiyEstadrond mit einer Ge⸗ 
ſammiſtärke von 40,420 M. disponibel befinden würde. Die Garde 
und die fämmtlichen Truppen des I. Aufgebots find mit Plabody Ge⸗ 


*) Die „Voſſ. Zig.“ erklärt heut auf Grund der ihr inzwiſchen 
zugegangenen, von uns bereits mitgetheilten Berichtigung des Herrn 
Kohleis, daß „bei dieſer beſtimmten Erklärung des Sen. Oberbürger⸗ 
meiſters ſeldſtverſtändlich jeder Zweifel aufhört.“ 

Red. der Poſener Zig. 


wehren ausgerüſtet, und iſt auch das II. Aufgebot mit aus Vorderla⸗ 
degewehren nach dem Syſtem Grüner umgearbeiteten Hinterladern 
bewaffnet. Die Artillerie führt theilweiſe ſchon Krupp'ſche Stahlgeſchütze, 
theilweiſe noch Bror ce⸗Vorderlader des La Hilte⸗Syſtems. Die Streit- 
macht dieſes Staates würde demnach bis zu mehr als 130,000 M. er⸗ 
höht werden können, und ſollen ſich die Waffen und Ausrüſtungsge⸗ 
genſtände für die Aufſtellung einer ſo beträchtlichen Wehrmacht in 
mehr als ausreichendem Maße vorhanden befinden. Rumänien end⸗ 
lich hat feine Armee ſeit dem Regierungsantritt des Fürſten Carl 
ganz nach dem preußiſch deutſchen Vorbilde entwickelt. Die ſtehende 
Heeresmacht beſteht aus 8 Infanterie Regimentern mit 24 Bataillo⸗ 
nen, 4 Jäger- Bataillonen, 3 Kavallerie Regimentern, 16 Feldbatterien 
mit 96 Geſchützen, 2 Pontonnier⸗ und 8 Sapeur Kompagnien, wozu 
für den Kriegsfall zunächſt noch 12 Eskadrons Dorobanzen (eine Art 
Koſaken) hinzutreten. Die Kriegs ſtärke dieſer eigentlichen Feldarmee 
berechnet ſich zu 45,130 M. Verflärkt kann dieſe Streitmacht werden 
durch 16 Grenz⸗ Bataillone mit 33,600 M., 18 Eskadrons Doroban⸗ 
zen mit 7200 M., 30 Miliz oder Landwehr und 8 mobilen National 
Garde⸗Bataillonen mit zuſammen 34 200 M., wohinter dann noch 9 
Erſatz⸗Bataillone und einige andere Truppenbildungen in der Ge⸗ 
ſammtſtärke von etwa 12,000 bis 15.000 M zu Erſatz⸗ und Beſa⸗ 
tzungszwecken disponibel verbleiben. Die Bewaffnung der Infanterie 
bildet zunächſt noch das preußiſche Zündnadelgewehr, die Artillerie iſt 
durchgehends mit Krupp'ſchen Stahlgeſchützen ausgerüſtet. Die Streit⸗ 
kräfte dieſes Staats würden ſich demnach bei einer Bevölkerungszahl 
von 4,500,000 Seelen im Total auf über 135,000 M. berechnen. Die 
Ausbildung, wie die Ausrüſtung der rumäniſchen Truppen werden 
allgemein ſehr gerühmt. Waffen und Aus rüſtungsgegenſtände ſollen 
ſich auf Erfordern auch noch für die doppelte Truppenaufſtellung in 
den Arſenalen und Depots des Staats vorhanden befinden. 

— Der Kaiſer wird am Dienſtag bei dem türkiſchen Bots 
ſchafter Ariſtarchi⸗ Bey ſpeiſen; es iſt das erſte mal, daß der 
Monarch eine Einladung zu einem Diner bei dem genannten Bot- 
ſchafter folgt. Es haben zu dieſem Diner die ſämmtlichen Botſchafter 
und Geſandten, viele Mitglieder des Bundes rathes, die preußiſchen 
Miniſter ꝛc. Einladungen erhalten. 

— Fürſt Bismarck iſt zwar fo weit hergeſtellt, daß ihm eine 
umfaſſende Thätigkeit bei den Staatsgeſchäften geſtattet iſt und daß 
er die Konferenzen mit dem Kaiſer wieder aufnehmen konnte, aber er 
iſt doch noch nicht ſo gekräftigt, um ſich der aufregenden parlamen⸗ 
tariſchen Thätigkeit hingeben zu können. Sein zerflörtes Nerven⸗ 
ſyſtem erfordert Ruhe. Selbſt Spaziergänge im Garten ſind dem 
Reichskanzler nach ſeiner eigenen Angabe nicht gut bekommen. Was 
an gegentheiligen Nachrichten mitgetheilt wird, beruht der „Magdeb. 
Ztg.“ zufolge auf Erfindung. Namentlich gilt dies von jenen Berichten, 
welche die Abweſenheit Bismarck's von den Reichstagsſitzungen auf 
den neulichen Konflikt in der Majunke'ſchen Angelegenheit zurückführen 
und die Behauptung aufftellen, daß der Reichskanzler ſich bis heute 
noch nicht mit der Majorität des Reichstages ausgeſöhnt habe. Hier 
ſcheint eine Verwechslung mit der früheren Stimmung und den gegen⸗ 
wärtigen Wünſchen des Reichskanzlers ſtattzufinden. Nach einer in 
parlamentariſchen Kreiſen zirkulirenden Mittheilung hat ſich Bismarck 
vor wenigen Tagen über ſeine Stellung zum konſtitutionellen 
Regierungsſyſtem unverhohlen geäußert. Er ſei, ſagte er, ein 
Anhänger des Konſtitutionalismus und habe Kämpfe beſtanden, um 
ihm zum Durchbruche zu verhelfen. Er erinnerte an die parlamen⸗ 
tariſchen Ereigniſſe nach dem Jahre 1866. Damals ſei es ihm ſehr 
ſchwer geworden, die Sache des Parlamentarismus zum Siege zu 
führen. Er habe mit den größten Anſtrengungen gegen eine damals 
noch mächtige Hofpartei kämpfen müſſen, um der von ſeinem Mini⸗ 
ſterium geforderten Indemnitäts⸗Bill die Sanktion zu verſchaffen. 
Jener Hoſpartei lag es näher, die Verfaſſung zu ſtürzen, als fie auf⸗ 
recht zu erhalten. Er hingegen lönne ſich die Entwicklung des Staates 
ohne parlamentariſch wirkſame Inſtitutionen nicht denken, wenn er 
auch Manches nicht unterſchreibe, was unter parlamentariſcher Re⸗ 
gierung verſtanden wird. Bismarck's weitere Aeußerungen über die 
Reichetags parteien und namentlich über einen hervorragenden Führer 
ſollten dieſe Auffaſſung beſtätigen. Die Mittheilung dieſer Aeußerungen 
dürfte jedoch nicht zeitgemäß ſein. Unter Anderem kam er auch darauf 
zu ſprechen, daß ſich bei uns große konſtitutionelle Parteien nach eng⸗ 
liſchem Muſter bilden ſollten und daß er ſich eine Partei, welche den 
toryſtiſchen Prinzipien huldigt, am geeignetſten zur Unterſtützung der 
parlamentariſchen Intereſſen der deutſchen Regierung denke. 

Münſter, 23. Januar. Die „Germ.“ bringt folgende auffällige 
Notiz: „Zwei Gerüchte, die ſchon länger hier kurſtren, haben in den 
letzten Tagen eine feſtere Geſtalt angenommen, und glaube ich daber 
Ihnen ſolche nicht vorenthalten zu dürfen. Das Erſtere ſpricht von 
einer bevorſtehenden Zur dispoſitonsſtellung unſeres Ober⸗ 
präſidenten v. Kühl wetter, weil man an betreffender Stelle ſich 
die Ueberzeugung verſchafft habe, daß die Art und Weiſe ſeines Regi⸗ 
ments in Wefifalen nicht angebracht ſei, wovon wir bier allerdings 
ſchon längſt überzeugt ſind. Das zweite Gerücht lautet, die jüngere 
Tochter des Herrn Oberpräſtdenten wolle in nächſter Zeit den 
Schleier nehmen; die älteſte Tochter tritt in einigen Tagen in 
den Stand der hl. Ehe.“ 


S pa n i e n. 


Auf eine Anfrage der „Iberia“, welche ihre Beſorgniß über das 
Schickſal der Kultusfreiheit unter der neuen Regierung geäußert 
hatte, antwortet die „Epoca“, von der man annehmen darf, daß ſie, 
wenn nicht den Ideen des geſammten Miniſteriums, ſo doch denen des 
Miniſterpräſidenten Canovas Worte leiht: „Die „Iberia“ möge ſich 
beruhigen. Ohne zu vergeſſen, daß Spanien ein durchaus katholiſches 
Land iſt, ohne die Bedürfniſſe der Kirche aus dem Auge zu verlieren, 
haben wir uns doch zu vergegenwärtigen, daß Spanien ein Theil 
Europas ißt, daß wir keine Ausnahme davon machen können, und daß 
die Ereigniſſe der letzten Jahre uns gezeigt haben, daß die Freiheiten, 
von welchen die „Iberia“ ſpricht, keine Gefahr darbieten.“ Einen lon⸗ 
doner Berichterſtatter läßt die „Epoca” in Bezug auf die bekannte un⸗ 
genaue Mittheilung der „Times“ Folgendes ſagen: Der deutſche Reichs⸗ 
kanzler ſei Staatsmann genug, um ſich der Einmiſchung in Maßregeln 
einer unabhängigen Regierung zu enthalten. Eine von Canovas del 
Caſtillo geleitete Regierung werde einen aufrichtigen und achtungs⸗ 
werthen Glauben nicht angreifen, ſondern nur gegen die Gottloſigkeit 
und den Atheismus einſchreiten. Schon in ſeinem Manifeſt habe 
Alfons XII. erklärt, daß er ſeine Liebe zum Katholizismus mit den 
Bedürfniſſen unſeres Jahrhunderts und der europäifchen Politik in 
Einklang zu bringen wiſſe. König Alfons habe eine ganz andere Fahne 


als Don Carlos, auf deſſen Banner die Reaklion und der Fauatis⸗ 1 
mus eingeſchrieben ſeien. 5 


Deutscher Reichstag. 
57. Sitzung. (Schluß.) 


Im Fortgang der Spezialberathung des Bankgeſetzentwurfs ergriff 
nach der migeibeilten Rede des Abg. v. Unruh das Wort der 
Bundesrathskommiſſ. Geb. Ober⸗Reg.⸗Rath Dr. Michaelis. Er 
deſchränkt ſich auf den bisher allen diskutirten Abänderungsantrag 
und wird die andern Anträge nach ihrer Begründung beſprechen. Der 
Vorſchlag geht dahin, die Grenze, bis zu der die Reichsbank befugt int, 
ungedeckte Noten ohne Verſteuerung, oder um das Kind gleich beim 
richtigen Namen zu nennen, ohne Bersinlung auszugeben, um Mile 
lionen weiter zu rücken, als der Kommiſſionsvorſchlag es will. Kein 
Neoner hat ſich außerhalb des Prinzips einer Fine Beſchränkung 
der Ausgabe unzedecktec Noten, wie fie dem Entwurf zu Grunde 
liegt, gestellt; aber wenn es ſich bei einem ſolchen Prinzipe, welches 
11 darauf hinausläuft, eine in Zahlen ausgedrückte Baſts zu 
bilden, um eine ibeoretiſche Anerkennung handelt, eine prakliſche Aus⸗ 
führung in Betreff der Grenzbeſtimmung aber ſo gemacht wird, daß 
die Grenze im Sinne des Entwurfes keine Grenze mehr iſt, dann ist 
die theoretiſche Anerkennung des Prinzips keinen Schuß Pulver mehr 
wertb. Damit dürfte der Vorſchlag des Abgeordneten Mosle, der eine 
Erhöhung um 100 Millionen Mark vorſchlägt, vorläufig auf ſich be⸗ 
ruhen können, bis er näher begründet worden iſt. Ueber die Hinaus⸗ 
ſchiebung der Grenze um 50 Millionen Mark ſind verſchiedene Mei⸗ 
nungen entſtanden; man hat geſagt, dieſe Grenze ſoll beſtimmend fun 
für die Dis kontopolitik der Reichsbank, andererſeits hat man gefagt, 
es iſt eine moraliſche Grenze, hinter der die Reichsbank ſtets weit 
zurückbleiben muß, und zwiſchen der und dem wink ichen ungedeckten 
Notenumlauf eine Reſerve liegen müſſe. Der letzte Redner war jogar 
bereit, dieſem Gedanken Ausdruck zu geben, aber ehe dieſer theoretiſchen 
Anerkennung ein Werth beigelegt werden kann, muß man doch wiſſen, 
wie hoch die Reſerve fein fol. Der große Unterſchied von der Peels⸗ 
akte iſt der, 5 die Reſerve in der Peelsakte innerhalb der 1 
pam Grenze liegen muß, während nach dem Entwurfe die Reichs⸗ 

ank ermächtigt werden ſoll, über die Grenze hinauszugehen um den 
Bu einer fünfprozentigen Verzinſung. Es liegt alfo für die 

eichsbank eine Reſerve für außerordentliche Zeiten jenſeus der 
Grenze, während bei der Peels⸗ Akte die Reſerve innerhalb 
der Grenze liegt. Deshalb kann man die Grenze von 
Millionen Mark nicht vergleichen mit der Grenze von 20 
Millionen Mark bei der Engliſchen Bank. Die Ziffer felbft 
iſt keine zufällig gegriffene. Sie iſt nach einem Rückblick auf die Ver⸗ 
gangenheit, die entferntere und nähere, und im Hinblick auf die Zu⸗ 
kunft ausgewählt. Ueber die Vergangenbeit, namentlich über die 
Schmankungen des Diskontoſatzes und des ungedeckten Notenumlaufes 
iſt hier bereits viel geſpr ochen; es iſt uicht möglich, aus der Vergan⸗ 
enheit ohne Weiteres Schlußfolgerungen für die Zukunft zu ziehen. 

enn alle deutſchen Banken haben bisher gewirthſchaftet mit einer 
Notenausgabe, einer Einlöſungspflicht, welche fie in einem Metall zu 
zahlen verpflichtete, welches niemals außerhalb ungemünzt zu haben 
war. In dieſer Berechtigung, die Noten in Silber einzulöſen, war 
die Möglichkeit gegeben, mit dem Notenumlauf weit über die font m 
der Natur liegenden Grenzen hinauszugehen. Ferner iſt es für die 
Vergangenheit, namentlich für die Jahre 1870—73 ſehr ſchwer, die 
Zahlen, welche ſich für die deutſchen Banken ergeben, unmittelbar zu 
benugen. Bei der Preußiſchen Bank gebt namentlich neben dem ſchwan⸗ 
kenden Notenumlauf eine Reihe von Schwankungen des Giroverkehrs 
einher, daß die Bank ihr Girogeſchäft an und für ſich, nachdem fe 
eine unbeſchränkte Notenausgabe erlangt batte, ſehr wenig bevorzugt 
bat, daß daber die Zahlungen auf Wechſel, welche mit den Milliar⸗ 
denzahlungen in Verbindung ſtanden, meiſt in Banknoten und nicht in 
Ueberweiſung von Giro beſtanden haben, und daß neben dem Noten⸗ 
umlaufe, der formell in den Monats⸗ und Wochenberichten der Bank 
erſchrint, ein Banknotenbeſtand in der Reichskaſſe ſich heranbildete, der 
periodiſch an die Banken wieder abgegeben wurde. n Folge deſſen 
verwandelte ſich ein Theil des Nolenumlaufes in ein Giroguthaben 
der Reichsbank. das in dem Maße flieg, in welchem der ungedeckte 
Notenumlauf ſich abminderte. Dieſe Bemerkung muß man im 
Auge bebalten, wenn man Schlußfolgerungen aus jener Periode ö 
ziehen will. Herr Abg. Lasker habe richtig bemerkt, daß die 
Unregelmäzigkeit dieſer Periode in Berückſichtigung genommen, die 
Preußiſche Bank in regelmäßigen Zeiten mit ihrem ungedeckten Noten? 
umlaufe ſtets hinter der Grenze, welche ihr geſtellt worden war, zu⸗ 
rückzeblieben iſt. Die Preußiſche Bank hat in den ſechsziger Jabren 
bis Ende 1869 eine Erhözung des Diskontoſatzes für nöhig gehalten, 
wenn die ungedeckte Notenemiſſion erheblich über 50 Mi flieg; 


{ illionen 
erft 1870, unmittelbar vor dem Kriege, iſt die ungedeckte Notenemiſſion 
auf 75 Millionen Thaler geſtiegen, che die Bank eine Erhöhung des 
Diskomoſatzes für nölhig hielt und auch dieſer ungedeckte Notenumlauf 
ſtand noch um 8 Millionen binter der Grenze zurück, an welche jezt 
die 5prozentige Verzinſung der Noten geknüpft iſt. Seit dem Jahre 
1873 ſei eine ganz andere Diskontopolitik der Preußiſchen Bank nöthig 
geworden. Ende September v. J. ſtand die ungedeckte Notenemiſſton 
noch nicht voll auf 60 Millionen Thaler als die Bank ſich ſchon wegen 
des bedeutenden Edelmetallabfluſſes veranlaßt ſah, den Diskonto bis 
zu 6 Prozent u erhöhen, und im Dezember v. J. ſtieg die ungedeckte 
Notenemiſſion auf 724 Millionen, ſtand alſo nur 10 Millionen hinter 
der Grenze, welche der Reichsbank geſtellt iſt zurück. Das war aber 
zu einer Zeit, wo die Bank durch die Verhältniſſe des Verkehrs und 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Goldumlaufs genöthigt war, 
einen Dislontoſatz von 6 Prozent zu erheben. Unmittelbar nach dem 
31. Dezember iſt der ungedeckte Notenumlauf ſehr erheblich, nämlich 
um 57.800 (00 Thaler herabgegangen Wenn die Vergangenheit zeigt, 
daß die Grenze für die unverſteuerliche Notenemiſſion der Reiche dank En 
fo gegriffen iſt daß nur in auße ordentlichen Zeiien die Preußiſche 
Bank an ditſelbe herangereicht hat, fo muß man davon aus ? 
daß durch die Einziehung der Noten in kleinen Appoints ſich 
Banknetenumlauf überhaupt weſentlich einſchränken wird d 1 
Grenzen, innerhalb derer die Noten in Appoints von 100 Mark 
und darüber in Umlauf gebracht werden können, ſehr beſtimmte ſind 
und daß, wenn die Banken ſie zu überſchreiten verſuchen, die Noten, 
ſobald die Goldwährung durchgeführt iſt, ſofort zur Einlöſung gegen 72 
Gold in die Bank ſtrömen, weil eben dieſe größeren Appoints nicht uu 
allen Zahlungen benutzt werden können. Der Notenumlauf ſämmtli⸗ 
cher deulſcher Banken habe am Ende des Jahres 1874 132.542 Millio- 
nen Mark betragen, davon 53,942 Millionen Mark in Appoints von 
weniger als 100 Mark und 785,800,000 Mark in Appoints zu 100 Mark 
und darüber. Ein Theil der im Umlauf befindlichen Noten von wemn⸗ 
ger als 100 Mark werde durch die Banknoten von 100 Mark und da⸗ 
rüber erſetzt werden. Von den über weniger als 100 Mark lautenden 4 
Noten würden ca. 300.000.000 Mark durch Gold erſetzt werden. Gebe 
man davon aus, jo würde man in der Zukunft alſo einen Brulto⸗No⸗ 
tenumlauf von ca. 100. 000,000 Mark baben. Jetzt ie das ges 
fammte Kontingent 385,000,000 Mark. Dazu komme der Betrag von 
Noten anderer Banken und von Staatepapieren, welche ſich dei den 
deutſchen Banken befinden. Nach den letzten Zuſammenſtellungen ber 
trage dieſe Summe ca. 60,000,000 Thlr. Es jet alfo anzunehmen, da 
etwa 60,000,000 Mark den durchſchnittlichen regelmäßigen Beſtand der 
deutſchen Bar ken an Reſchskaſſenſcheinen und Noten anderer Banken 
bilden werden. Dieſe 60,000 000 Mark treten dem für die Steuer be⸗ 
rechneten ſteuerfreien ungedeckten Umlauf der Noten binzu, che man zu 
den Noten komme, welche durch boar gedeckt fein müſſen, 385 Millio- 
nen und 60 Millionen ſeien 445 Millionen. Wenn alfo im Ganzen 
1000 Millionen Mark im Umlauf und davon 445 Millionen durch daar 
nicht gedeckt ſeien, fo habe man eine Baardeckung von 555 Millionen 
Mork für den Notenumlauf von 1000 Millionen Mark in Ausſicht u 
nehmen. Wenn man über die Sicherheit der Geldverhältniſſe berubigt 
fein wolle, dann müſſe man nothwendig auf eine ſolche Deckung von 
etwas über die Hälfte der umlaufenden Noten rechnen Andernfalls 
würden die großen Störungen von Handel und Verkehr eintreten, 


. 
unſer 
die 


welche der Abgeordnete für Oels von der ageſetzgeberiſchen Maßregel, 
die bier vorliegt, erwartet. Die engliſche Bank hatte am 13. Januar 
d. J. einen Notenumlauf von 26,280,000 Pfd. St. und einen Baarvor⸗ 


ratb von 22 200.000 Pfd. St., alſo einen ungedeckten Notenumlauf von 


etwas über 4 Millionen Pfd. Sterl.; es waren alſo nicht die Hälfte 
oder 2% ſondern % des Notenumlaufes gedeckt; ja das ganze Syſtem 
der engliſchen Bank beruht darauf, daß fie nur dann mit Sicherheit 
opeciren zu können glaubt, wenn von dem zuläſſigen ungedeckten No: 
tenumlauf noch 8 bis 10 Millionen Bid. St. in der Notenreſerve lie⸗ 
gen. Je höher das Kontingent gegriffen wird, um ſo geringer wird 


die 3 ſein und um ſo unſolider werden die Banken ar⸗ 
e 


beiten. Wenn die Preuß iſche Bank ſchon bei 60 Millionen Thaler un⸗ 
gedeckter Noten gezwungen war, das Diekonto auf 6 Prozent zu brin⸗ 
gen; wenn für die Reichsbank 83 Millionen Thaler angenommen 
werden, ſo ift es fraglich, ob dies Kontingent niedrig genug geg riſten 


iſt, um nicht den Goldabfluß nach dem Auslande geben zu laſſen. Es 


iſt nicht außer Acht zu laſſen, daß der Preußiſchen Bank als Reichs⸗ 
bank auch noch weilere Mittel zur Verfügung geſtellt werden, als der 


ungedeckte Notenumlauf fie bietet. Der Entwurf will ja die Banken 
veranlaſſen, weniger als bisher ihr Heil in der Notenausgabe und 


mehr als bisher ihre Aufgabe in der Vermittelung des Verkehrs, der 


Kaſſenführung für das Publikum zu ſuchen. Dieſe Kaſſenführung bie⸗ 


tet den Banken legitime Mittel, mit denen fie Wechſel diekontiren kön⸗ 
nen, ohne Gefahr zu laufen, ein falſches Urtheil über den Umfang der 
vorhandenen Kavitalien bei dem gewerbetreibenden Publikum hervor⸗ 
zurufen. Die Preußiſche Bank würde, wenn fie zur Reichsbank wird, 


ein Mehrkapital von 18 Millionen Thaler, alſo 54 Millionen Mark 


erhalten, und eben durch die neue Grenze mehr als bisher darauf an⸗ 
gewieſen, den Giroverkehr auszubilden, auch aus der Verwaltung der 
Kaſſenbeſtände würden ihr erhebliche Mittel zugehen, ſie wird ferner 
ein Inſtitut für die Kaſſenführung des Publikums und der Bundes⸗ 


tagten werden, und weitere Mittel dadurch erhalten. Durch die Art, 


wie das Bankweſen ſich in Deutſchland entwickelt hat, die Unbeſchränkt⸗ 
t der Notenemiffion, haben ſich in kaufmänniſchen Kreiſen Vor⸗ 
ellungen gebildet, die im Intereſſe der gefunden Entwicke ung uns 
ſerer Induſtrie nicht wünſchenswerth find. Das eine iſt die Vorſtel⸗ 
lung der unbeſchränkten Mittel, und das andere iſt die Sicherheit, in 
welche das Publikum ſich einwiegt, daß, wenn feine Wechſel fällig 
werden, immer neue Wechſel diskontirt werden. Aus der Borſtellung 
der unbegrenzten Mittel gehe nothwendig eine Ueberſchätzung der 


Kräfte und üiermäßige Spekulation und aus der Vorſtell ung, daß an 


Stelle der fälligen Wechſel mit Sicherheit andere Whſel abgenommen 
werden, gehe hervor, daß der auf Noten und Wechſel gegebene Kredit 


ſtatt einer vorübergehenden Ueber mittelung von Kapital zu einer ſtillen 


Betheiligung an der Induſtrie wird und daß die Induftrie dem Ruin 


nahe zu ſein glaubt, ſobald aus irgend welchen Gründen einmal der 


Zeitpunkt eintritt, wo aus ihr unbekannten Gründen der Notenum⸗ 
(lauf eingeſchränkt wird. Dieſe unglückliche Vorſtellung von der Ent⸗ 
wickelung der Induſtrie ſprach ſich auch in der Rede des Abg v Kar⸗ 
dorff aus, der unſere Induftrie mit ungedeckten Noten konkurrenzfäbig 


Er. machen wollte. Die auf Papier gefielte Induſtrie wäre immer nur 


hilfs bedürftig. 15 \ 
Ich bitte Sie, schließt der Herr Kommiſſar, balten Sid an den 


Grundſätzen des Entwurfes feſt und beſtimmen Ste eine Grenze für 


erſetzt werden müſſen. 
e i 
hat, und ich Hoffe, meine 5 
ſich auch bei anderen Angaben um ſehr große Summen geirrt hat. 


x dur waus nicht diktirt durch ein Mißwollen 
wo lens wegen verklagt iſt, ich 


ſein. Ich beantrage daber behufs Erlangung einer 


5 der Bank um 100 f 
ER e Bank beträgt 10—15 Millionen Pfund Sterling, 


die ungedeckte Notenemiſſion, welche wirklich eine Grenze bildet. Ber 
denken Sie namen lich, daß, wenn ſie wirklich zu niedrig gegriffen 


ſein ſollte, fie in a Wochen erweitert werden kann, nur daß für 
einige Zeit die Reichsbank entwe 

oder Handel und Induſtrie einen etwas höheren 
SGreifen Sie aber die Grenze zu hoch und ermutbigen 5 i 
Banken zu einer Uebertreibung der Notenausgabe, dann riskiren Sie 


ne entweder mit geringerem Gewinn arbeitet, 
insfuß zahlen. 
ie dadurch die 


ein ſchweres Unglück für die geſammte induſtrielle Entwickelung. 


Also, wenn Sie die Gefahren des Zuviel und Zuwenig gegeneinan er 
2 1 555 — die Gefahr in dem Zuwenig iſt die geringere und leichtere. 


eifaſh. 

Während dieſer Rede iſt Fürſt v. Bismarck eingetreten.) 
Abe. Mosle: Ich bin dem Kommiſſar der verbündeten Regie⸗ 
‚zungen dankbar dafür, daß er die Angabe des Abg. Lasker, wonach 
von den einzuziebenden Banknoten unter 100 Mark nur 120 Millionen 
Mark durch Gold im Berkehr zu erfegen find, rekliſtzirt tat dahin, 
daß wenigſtens 330 Milkonen Mark ſolcher Noten durch Goldmünzen 
Es iſt dadurch der Beweis achefert, daß Herr 
asker ſich bei ſeinen Angaben um mehr als 100 Millionen geirrt 
Herren, Ihnen beweiſen zu können, daß er 


Herr Dr. Lasker bat ausgeführt, es az feine Ausführungen 

ür Handel und Induſtrie. 
Meine Herren, ich habe bis jetzt nicht gehört, daß er folchen Miß⸗ 
N mache ihn darauf aufmerkſam, 
daß er bier ſich gegen etwas entſchuldigt, deſſen er noch nicht ange 


legt war. 


Die 1prozentige Steuer ſti zuläſſig, ſagt Herr Dr. Lasker, fie be⸗ 


trage ungefähr 1 Millionen Thaler und etz ſei abſurd zu hebanpten, 


der deutſche Handel und die deuiſche Induſtrie würden zu Grunde 
gehen, wenn fie eine ſolche Summe jährlich zahlen ſollten. Ig, meine 
Herren, es war abſurd jo etwas zu bebaupten, aber der Eff kt der 
Iprozentigen Steuer iſt durchaus nicht eine Differenz von 1 Million 
Thaler im Diskontoſatz per Jahr. Dieſe Differenz it ganz unendlich 
viel größer, und wenn angenommen wird, daß die Steuer den Dis⸗ 
kont um ein volles Prozent erhöht und daß 50 bis 60.000 Millſonen 
umgeſetzt werden, fo macht das eine Differenz von 10 bis 60 Mil⸗ 
lionen; ich behaupte aber, der Umſatz, welcher getroffen wire, iſt weit 
größer als jene genannten Summen. 

Ich boffe, die einprozentige Steuer iſt definitiv gefallen, und will 
daher weiter keine Worte darüber verlieren, nur das noch berichtigen, 
es iſt unrichtig, wenn Dr. Lasker ſagt, die ſolide, legitime Induſtrie 
bedürfe des niedrigen Diskonts nicht, gerade das Gegentheil, um kon⸗ 
kurrenzſähig zu bleiben, bedarf unſere Induſtrie eines Diskonts, der 
möglichſt niedrig, thunlichſt niedriger als der anderer Länder iſt und 
ich warne fie davor, treiben fie durch die ein⸗ und fünfprozentige 
Steuer Deulſchland nicht hinaus aus der europäiſchen Zinsgrenze, 
— — und Induſtrie lönnen das nicht ertragen! ſie wollen gar nicht 

ückſichtigt werden, aber ihr Wohlbefinden und Gebeiben iſt der 
Maßſtab über das Wohlbefinden des ganzen Reiches, liegen fie dar⸗ 
nieder, ſo krankt das ganze Volk. 2 8 
a Meine Herren! In Vertheidizung meines Antrages die Quote 
der Greek um 100 Millionen Mark oder 33% Millionen Thaler 
zu vermehren, muß ich zunächſt ein Paar allgemeine Geſichts punkte 
berühren. 
5 leugne, daß die Ausgabe von ſogenannten ungedeckten Bank ⸗ 
noten auf die Steigerung der Preiſe der Lebensmitiel wirkt, dieſe 
Theorie iſt völlig unrichtig. Ungedeckte Banknoten giebt es überhaupt 
gar nicht. Das vorliegende Geſetz beſtimmt, daß jede Banknote mit 
wenigſlens % in Gold zum Reſt mit guten kurzen Wechſeln und Wer⸗ 


then bedeckt ſei. Ungedecktes Geld find in Zutunft nur die 170 Mill. 


Mark Reichskaſſenſcheine, welche zu kreiren Sie dieſes Frühjahr für 
richtig erachtet haben. . ae SEEN 
M H.! Ueber das was regelmäßige und was unregelmäßige Zei 
iſt, Werde ich ſehr mit dem Abg. Las ker, ich bebauple, in Zliten des 
Aufſchwungs bedürfen Handel und Ver kebr größerer Umtaufemittel 
und es 1 5 häufig ein HZuchen von Geſundbeit, wenn die Nach 
frage na anknoten zun mmt. ? 5 
Base Reichsbank bal aber mehr zu leiſten als die Preußiſche Bank, 
fie muß ein ganz neues Verkebrsgebiet aufſuchen und fir dieſes ſo 


a ftet fein, daß fie ihre Operationen mit dem Gefühl ſelbſibe 
f muple Kraft beginnen kann, ſie darf nicht in zu enge Grenzen einge⸗ 
zw 


nat werden. Sie muß wieder eine große Neſerve haben, ehe fie 


ſich entſchließt, die 5prozentige Grenze zu überſchreiten, denn wenn ſie 


n di e kommt, dann werden wir bereits mitten in der Kriſis 
Ba DIE Brem hinreichenden Re⸗ 
Millionen Mark zu erböhen. Die 


— illionen Merk, find diele erſchöpft, dann bleibt auch 
der Engllſchen Bant noch eine weitere Reſerve, die Bank Akte wird in 


Eng and dann aufgehoben, und neue Banknoten bieten ſich dem be⸗ 
dürftigen Handel und der Induſtrie dar. 

ch will das Experiment mit Ihnen machen, mit dieſem Geſetz 
eine große Zahl von Theorien zu experimentiren, welche ich nicht als 
richtig erkennen kann, ich will es geſchehen laſſen, daß die Reichsbank⸗ 
noten nicht geſetzliches Zahlmittel werden, was ich allein für richtig 
halte, ich will es geſchehen laſſen, daß die Banken die Noten gegen⸗ 
feitig annehmen müſſen, aber nicht wieder ausgeben dürfen, ſondern 
fie einziehen müſſen, ich will nicht hindern, daß die Banken durch mehr 
als eine Einlöſungsſtelle allen Erfahrungen zum Trotz geſchwächt wer: 
den, ich glaube das Experiment wagen zu dürfen, aber ich kann nicht 
für das ganze Geſetz ſtimmen, wenn Sie die Neichsbank nicht aus⸗ 
reichend dotiren, wenn Sie die Quote der Reichsbank nicht um 100 
oder wenigſtens um 50 Millionen Mark vermehren, ſo muß ich, wie 
ich es auch in der Kommiſſion ſchon gethan habe, gegen das game 
Geſetz ſtimmen, ſo ſehr ich das beklage. 

Abg. v» WaldaweReitzenſtein erklärt kurz und bündig den 
Zweck des Antrags v. Denzin, der die Vorlage der Resterung wieder: 
berſtellt und nur den Werth des Pfundes Gold auf 1392 erhöht, wie 
die Kommiſſton es gethan bar. N 

Um 4 Uhr wird die Debatte über 89 bis Dienſtag 11 Uhr 
vertagt. Morgen Abend wird ſich die Juſtizkommiſſion konſtitmren. 


Varlamentariſche Nachrichten. 


* Berlin, 25. Januar. In der heutigen Reichstagsſitzung fand, 
wie bereits gemeldet, die Schlußabſtimmung über das Zivilehe⸗ 
geſetz ſtatt. Zur Ergänzung des darüber gegebenen Berichts theilen 
wir mit, daß der Antrag auf namentliche Abſtimmung von dem Abg. 
Windthorſt, unterſtützt von 57 Mitgliedern des Hauſes, ausging. 
Damit ſcheint es jedoch eine eigene Bewandtniß zu haben. Wenigſtens 
ſchreibt die „Poſt“: „Wie wir hören, war der heute von der Zen⸗ 
trumsfraktion eingebrachte Antrag auf namentliche Abſtimmung zwar 
von 57 Unterſchriften gezeichnet, allein dieſelben nührten alle von der⸗ 
ſelben Hand her. Ein Name war zweimal unterſchrieben und wie 
der Namensaufruf ergab, fehlten 12 von den au eblichen Unterzeich⸗ 
nern.“ 


Fagesüßberſicht. i 
Bofea, 26. Januar. 

Am Sonnabend iſt die ſchleſiſche, heut die brandenburgiſche und 
morgen ſoll die poſener Provinzialſynode eröffnet werden 
Wenn die Staatsregierung geglaubt bat, auf den Gang der Provin⸗ 
Ralſynoden dadurch günſtig einzuwirken, daß ſie eine Mehrforderung 
non 2 Millionen Mark ankündigte, um die Beſoldungen der Geiſtli⸗ 
chen auf 800 und 600 Thlr. Minimum zu erhöhen, ſo dürfte ſich dieſe 
Berechnung ziemtich falſch erweiſen. Mit Bezug auf die bisherige Hal ⸗ 
tung der ſchleſiſchen Synode ſchreibt heute die „Schleſ. Ztg“ aus 
Breslau: 

Die ſchroffe Parteiſtellung, welche die Mehrheit der gegenwärtig 
bier tagenden Provinztal⸗Synode ſoſort in ihren erſten Aklen einge: 
nommen und bei den durch die Kompetenz und Amtsdauer ihrer Vor⸗ 
ſtandsmitglieder fo wichtigen Vorftandswahlen mit einer fonft nur 
den unverſöbnlichſten politiſchen Extremen eigenen Rück lichtsloſigkeit 
und Ausſchließlichkeit feſtzehalten hat, erregt in allen gemäßigten und 
beſonnenen Kreiſen, welche dem Ausbau der evangeliſchen Kirchenver⸗ 
faffung im Geiſte des Kirchenregiments und der Regierung aufrichtig 
zugethan und mit Theilnahme gefolgt ſind, ein wahrhaft peinliches 
Aufſehen. Nach ſolchen Proben von Verſtändniß und Bedürfniß un⸗ 
ferer Zeit und unſeres e angeliſchen Volkes wird man darauf verzich⸗ 
ten müſſen, den Verhandlungen und Beſchlüſſen der genannten Körper: 
ſchaft ein entſcheidendes Gewicht beizulegen. 

Auch in Berlin ſcheint die liberale Mittelpartei, welche den Ober⸗ 
bürgermeiſter Hobrecht auf den Präſidentenſtuhl zu heben gedachte, 
unterlegen zu ſein, denn gewählt wurde Oberregierungsrath Ellwan⸗ 
ger mit 52 Stimmen, während Hobrecht nur 13 Stimmen auf ſich ver⸗ 
einigte. Irren wir nicht, ſo iſt dies der frühere Oberbürgermeiſter von 
Breslau, an deſſen Stelle die Breslauer Stadtverordneten, weil er 
ihnen zu konſervativ war, Anfang der ſechsziger Jahre den Regie: 
rungsrath Hobrecht zum Bürgermeiſter wählten. Dieſe aber⸗ 
malige Konkurrenz der genannten Herren wäre ſeltſam genug. Für 
Hobrecht wollte auch, wie es hieß. die Linke ſtimmen, welche dem 
Proteſtantenvereine anzehört oder nahe ſteht, wofür die Mittelpartei 
ihr eine Vertretung im Vorſtande zugeſichert haben ſoll. Uebrigens 
muß Oberregierungsrath Ellwanger, welcher in feiner politiſchen An⸗ 
ſchauung dem Miniſter Eulenburg nahefteben dürfte, der pietiſtiſchen 
Richtung noch nicht genügende Sicherbeilen geboten haben, denn 32 
Stimmen fielen auf Herrn v. Manteuffel, den ehemaligen Miniſter 
der Reaktion. Faſt möchten wir glauben, daß die Mittelpartei, um 
nicht Manteuffel durchzuſaſſen, von ihrem Kandidaten abgegangen fei 
und mit den gemäißigteren Konſervativen geſtimmt habe, oder ſollte fie, 
ſelbſt mit der Linken vereint, wirklich nur über 13 Stimmen gebieten? 
Wie ein berliner Korreſcondent ſchreibt, nahmen an den Vorberathun⸗ 
gen der Mittelpartei auf ergangene Einladung auch die Abgeordneten 
Miquel und v. Benda, als vom König ernannte Mitglieder, Theil. 
Im Laufe derſelben ward von geiſtlicher Seite ein Synodalpräfident 
geiſtlichen Standes gewünſcht, aber u. A. vom Oberkonſiſtorialrath 
Dorner als der Lage nicht entſprechend bekämpft. 

Die franzöſiſche Nationalverſammlung wird, wie aus! den 
heute eingelaufenen Telegrammen erſichtlich iſt, nicht uur durch die 
Diskuſſion der konſtitutionellen Geſetze, in welchen die Errichtung eines 
Oberhauſes primipiell gefordert iſt, bewegt und in Spannung 
erhalten, ſondern es liegt außerdem noch ein Separatgeſetz über das 
Oberhaus vor. Daſſelbe iſt geſtern (Montaz) zum erſten Male 
geleſen worden. Hier wie dort liegt der Schwerpunkt aber nicht in 
der erſlen Leſung des Entwurfs, da dieſelbe ja bekanntlich einen Be⸗ 
ſchluß nicht erzielt, fondern in der Spezial⸗Diskuſſion. Die Annahme 
der zweiten Lefung kann daher keineswegs als ein für das Schickſal 
des Geſetzes entſcheidender Beſchluß aufgefaßt werden. Als Haupt⸗ 
redner der republikaniſchen Oppoſition wird, wie eine Depeſche des 
Hirſch'ſchen Bureaus mittheilt, Herr Thiers ftzuriren. 

Die falſche Nachricht über einen Angriff des „Nantilus“ auf 
Zarauz ſtammt bekanntlich aus carlifiiiher Quelle und datirte ur⸗ 
ſprünglich aus Hendaye. Nunmehr bringt aber die „Poſt“ in Erfah 
rung, daß dieſe Nachricht nach Hendaye von St. Jean de Luz her 
telegraphiſch mitgetheilt worden iſt und ſodann ihren Weg in „Daily 
News“ gefunden hat. Der Korrefpondent der „Kreuzzeitung“ 
telegraphirte nämlich von St. Jean de Luz nach Hen daye: 

„Zembſch hatte Gefecht. Zarauz genommen. Gehe morgen dann 

nach Santander, um Bericht zu depeſchiren. Gericke.“ 

In Ser londoner Preſſe haben die Drohungen der Carliſten 
gegen Kapitän Zeplien eine große Entrüſtung hervorgerufen, So 
ſchreibt die „Morning Poſt“ an hervorragender Stelle: 


amten auf die Rede des Abgeordneten Dr. Niegolewski in der 


Wenn die Nachrichten aus Spanien richtig find, ſo find die Car⸗ 
liſten im Begriffe ſich ſelbſt außerhalb der Grenzen Be Get zu 
ſtellen. Es wird von Madrid ſowohl wie von Berlin aus mitge⸗ 
theilt, daß fie drohen, als Repreflalie für offene Akte des Krieges die 
Mannſchaft des Schiffes Guſtav“ erſchießen zu laſſen, mit anderen 
Worten harmloſe ſchiffbrüchige Matroſen zu ermorden. Eine folche 
Sade würde ſie als hostes humanis generis kennzeichnen und die 

ache des Prätendenten würde einfach zu der eines gemeinen Halsab⸗ 
ſchneiders (ſoweit iſt es wohl ohnehin ſchon) Wir find überzeugt, daß 
die britiſche Nation, welche vor vierzig Jahren eine engliſche Legion 
nach Spanien fandte, um den konſtitutionellen Thron wieder aufzu⸗ 
richten, mit Wärme das Vergehen unferer Regierung billigen würde, 
wenn fie fofort Don Alfonſo anerkennen wollte, der in fo aus eſpro⸗ 
chener Weile der Vertreier des Geſetzes und ver Ordnung ist Es 
würde ſich für England ziemen, dieſen Schritt zu thun, obne auf das 
Beiſpiel anderer, weniger konſtitutionellen Staaten zu warten.” 


Lokales und Provinzielles. 
Noſen 26. Januar. 


— Bekanntlich wurde der zur Zeit in Koſchmin inbaftirte Weih⸗ 
biſchof Janiſzewski am 6. d. wegen unbefugter Ertheilung des 
Sakraments der Firmung am Peter⸗Paultage in ver biefigen Dom⸗ 
fire vom Kreisgericht zu Poſen zu einer Gefängnißſtrafe von 6 
Monaten verurtheilt. Der Weihbiſchof batte gegen dieſes Urtel die Ap⸗ 
pellation eingelegt und ſteht nunmehr in dieſer Angelegenheit vor dem 
Kriminalſenat des hieſigen Appellgerichts am 8 Februar cr. Termin 
an. Wie der Kuryer Pozu.“ erfährt, wird Hr. Janiſzewski zu Dies 
ſem Termine nicht perſönlich erſcheinen, ſondern ſich durch feinen 
Rechstsanwalt vertreten laſſen. 

— In Sachen des päpſtlichen Delegaten wurden am 23. 
d. von dem Kreisgericht in Gneſen die früheren geiſtlichen Konſi⸗ 
ſtorialbeamten, Vikare Noga und Gdeezyk vernommen. Die an 
die Zeugen geſtellten Fragen lauteten dem „Kuryer Poznu.“ zufolge un⸗ 
geſähr wie folgt: 1) auf welche Weiſe wird ſeit der Aufhebung des 
früheren Konſiſtoriums die Diözeſe verwaltet, 2) ob der Zeuge nicht 
zur Abſchriſt von Dokumenten, welche die geiſtliche Verwaltung de⸗ 
treffen, von einer Perſon, welche ſich die Rechte eines Delegaten an- 
maßt, verwendet worden iſt oder ob er nicht ſolche Dokumente den 
Dekanen oder Pröpſten mitgetheilt hat und welchen Juhalts fie 
waren, und 3) wie heißt die Perſon, welche die Leitung hat reſp. von 
welcher Perſon find jene Inſtruktionen ꝛc. ausgegangen. Vikar Noga 
verweigerte unter Berufung auf das Landrecht und auf die im Falle 
der Zeugenausſage feiner wartenden Kirchenſtrafen jede Aus⸗ 
kunft, der Vikar Gdeczyk that daſſelbe. Am Nachmittag des 
oben genannten Tages wurde in derſelben Angelegenheit der frühere 
Regiſtrator des Conſiſto riums, Vikar Paſikowski, vernommen. Die 
an ihn geſtellten Fragen waren den obigen konform, nur wurde er 
noch darüber befragt, ob er nicht im Intereſſe des Delegaten reſp. des 
Weihbiſchofs Cybichowek Reifen unternommen hätte. Vikar Paſikowst 
verweigerte gleichfalls jede Ausſage. Alle drei Zeugen befinden ſich zur 
Zeit noch auf freiem Fuße. 

— In Folge einer leicht begreiflichen Verwechſelung wurde in dem 
Artikel des „Dziennik Polski” über die „Veſta“ (orgl. Nr. 58 d. Bol- 
3.) der Rechtsanwalt Szuman anſtatt des Gutsbefitzers Su⸗ 
man als Vorſitzender des Verwallangsraths der Geſellſchaft von vus 
bezeichnet. Wie uns der Herr Rechtsanwalt und Notar Szuman mit⸗ 
theilt, iſt derſeſbe weder Vorſitzender noch Mitglied des Verwaltungs⸗ 
raths und bezieht in Folge deſſen auch kein Gehalt von der „Veſta“. 8 

— In der „Br. 3.“ finden wir folgende Erwiderung eines Be⸗ 


Reichstags⸗Sitzung vom 20. Januar 1875: 

Der Herr Abgeordnete Niegoewski bat in der betreffenden Rede 
das Verfahren der Provinzial⸗Regierungen bei Umänderung der pol⸗ 
niſchen Ortsnamen in deutſche Namen einer Kritik unterzogen, und 
es muß ihm dabei wobl nicht bekannt geweſen fein, daß dieſe Um⸗ 
änderung überall auf legalem Wege, das heißt, durch übereinſtimmen⸗ 
den Beſchluß der Gemeinde⸗Vertretung, vor fi gegangen iſt. 
will dem Herrn Abgeordneten nur an einem Beiſpiele klar legen, daß 
die vorgenommenen Namensumänderungen ihre volle Berechtigung haben⸗ 
Der Ort Hohenwalde, Kreis Wirſitz, Korte bisher den polviſchen 
Namen Drzewianowo. Dieſer Ort umfaßt 415 Seelen, unter denen ſich nur 
2 polniſche Haushaltungen befinden, die um iegenden Orte find zum üder⸗ 
wiegenden Theile von Deutſchen bewohnt. Nun frage ich den Herrn 
Abg. Niegolewekt, ob es in der Billigkeit liegt, den Einſaſſen deutſcher 
Nationalität zuzumntben, ſich noch fernerweit an den drei binterein⸗ 
anderfo/genden Konſonanten Dr; die Zunge zu brechen. Der Abg. 
Niegolewski hat ferner zur Sprache gebracht, daß ein Standesbeamter 
den polniſchen Namen Juskulska ber Eintragung in das Standeszegiſter 
in den deutſchen Namen Schwalbe umgewandelt habe. In wie 
dieſe Behauptung richtig ſei, bin ich nicht in der Lage zu beurtheilen, 
dagegen möchte ich dem Herrn Abgeordneten vor Augen führen, in 
welcher ſyſtematiſchen Wirfe ſich die katholiſche Geiſtlichkeit bisher die 
Polonifirung echt deunſcher Namen angelegen fein ließ. Es wurde 
meinerſeits ein in den Geburtsliſten des betreffenden Geiſtlichen unter 
dem Namen Benkowoeli aufgeführter Heereepflichtiger geſucht. Nach“ 
dem durch die Recherchen ein Aktenſſück entſtandenzwar, wurde der Ben 
kowsk endlich unter dem deutſchen Namen Behnke ermittelt. Der be 
treffeude Geiſtliche bat jedenfalls ſich davon keine Vorſtellung machen 
kännen, daß ein guter Katholik in der hieſigen Gegend auch den deut 
ſchen Namen Behnke führen könne. Ebenſo ſind die deutſchen Namen 
Hermann in Hermanoweki, Fried ich in Friedrichowicz, Jane in Jan 
kowski und viele andere umgewandelt, und aus unſerem ehrlichen deut⸗ 
ſchen Schulz iſt Stulc geworden. 

Nakel, den 22. Januar 1875. 
N 3 Weitze, 
Königlicher Diſtrikts⸗Komm ſſarius und Standesbeamter. 

r. Der Schulamts⸗Kaudidat Ernſt Jackwitz in an dem könig 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſium zu Poſen als ordentlicher Lehrer an 
geſtellt worden. 

r. Die Mahl: und Schlachtſteuer wurde biaber in folgenden 
75 Städten des Preußiſchen Staats erhoben: in der Provinz Preußen: 
Köntasberg. (112,500 E.) Memel, (19,000 E. Pillau, Tulſt, (21.000 E. 
Danzia (90,000 E.) Elbing (32000 E), Marienburg (8 00 E), Grau⸗ 
denz (16.000 E.), Marienwerder (7200 E.), Tborn (17000 E), in der 
Provinz Poſen: Poſen (98,000 E), Liſſa (11,000 E.), Rawitſch 
(11.000 E), Frauftadt (6600 E),. Bromber, (28000 E). Krotoſchin 
(8000 E), Gneſen (10 000 E), Jnowraclaw (7500 E), Oſtrowo (800) 
E), Grätz (4000 E). in der Proving Brandenburg: Berlin (830 
C). Cvarlottenburg (20000 E), Potsdam (4750) E.), Brandenburg 
(26 000 E), Prenzow (15000 E.). Spandau (19000 E), Neu⸗Nuppin 
(12,000 E). Wrictzen (8000 E) Ratbenow (8500 E.), Schwedt (10.000 
E)), Frankfurt a. O. (43 200 E) Landeberg a. W. (19000 E), Ku⸗ 
ſtrin (10,000 C.) Rottbus (22 000 E), Königsberg i. d. Neumark 500 
E.), Guben (22,000 C), in der Provinz . Stettin (97,00 
E), Stargard (18000 E), Anklam (12 000 E.), Kolberg (13 500 C) 
Köslin (14000 E), Sto pe (16 000 E.) Stratiund (27,000 E); in der 
Provinz Schleſien: Breslau (210,000 E), Brieg (15500 E.), Oels 
(8200 E.), Gr. Glozau (18 540 E) Yegnis (25 000 E.) Wörlitz (470 | 
E), Sagan (10500 E.), Neiſſe (19500 E.), Natibor (15 000 E), Neu‘ 
ſtadt (10,900 CE), Oppeln (12000 €), Schweidnitz (17,000 E), Stat 


(Fortſetzung in der Beilage.) 


